
weiterung des EGB begann
1991 mit den ersten Auf-
nahmen von Gewerk-
schaftsbünden aus den
mittel- und osteuropäi-
schen Bewerberländern im
Beobachterstatus. Seit
1995 wurden solche Bünde
als Vollmitglieder aufge-
nommen.

Anlässlich der Wahlen
zum Europäischen Parla-
ment am 13. Juni 2004 hat
der EGB die Kampagne
»Unser Europa – Europa,
das sind wir!« initiiert. In
deren Rahmen sollen die
nationalen Gewerkschafts-
bünde ihre Mitglieder über
die EP-Wahlen informieren.
Denn mit der neuen Zu-
sammensetzung des EP
werden entscheidende
Weichen für die zukünftige
EU-Politik gestellt.

In dieser Soli extra geben wir einen
Überblick über die wichtigsten europäi-
schen Politikfelder und Institutionen.
Außerdem beschäftigen wir uns mit den
Veränderungen, die die EU-Erweiterung mit
sich bringt: Wie wird sich die Erweiterung
auf die Volkswirtschaften und Arbeitsmärk-
te der Beitrittsstaaten und der »alten« EU
auswirken? Wie verhalten sich die westeu-
ropäischen Unternehmen? Droht uns ein
Export von Arbeitsplätzen? Entstehen neue
Wanderungsbewegungen? 

Neben wirtschaftlichen und sozialen
Eckdaten der neuen EU-Mitglieder stellen
wir auch deren Gewerkschaftsstrukturen
vor. Darüber hinaus zeigen wir die vielfälti-
gen Projekte und Aktivitäten der Gewerk-
schaften in Europa. ∏

Mirjam Muhs

Mirjam Muhs ist in der Abteilung Jugend des DGB-
Bundesvorstandes verantwortlich für Internationales.

m 1.Mai 2004 ist es endlich soweit:
Nach jahrelangen Verhandlungen
wird die Europäische Union um zehn

Staaten erweitert. Insgesamt kommen 80
Millionen neue EU-BürgerInnen hinzu, das
Gebiet der EU wird um rund 25 Prozent wach-
sen. In Deutschland wird die Freude über das
Zusammenwachsen Europas getrübt durch
die Angst vor Lohndumping und Arbeitslo-
sigkeit als Folge von befürchteter Massenein-
wanderung und Produktionsverlagerungen.
Für den DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften gilt es, Vorurteile und Ängste aus-
zuräumen – mithilfe von Begegnungsprojek-
ten und umfassender Information.

Für die europäischen Gewerkschaften
kommt es jetzt darauf an, gemeinsam für ih-
re Vorstellungen eines sozialen und solida-
rischen Europas einzutreten. Die Strukturen
dafür hat der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) bereits geschaffen. Die Oster-
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Im Jahr 2004 ist viel in Bewe-
gung. Die Europäische Union
wird erweitert, eine Verfas-
sung diskutiert, das Europäi-
sche Parlament neu gewählt
und eine neue EU-Kommission
eingesetzt. Bei allen Weichen-
stellungen stellt sich die Frage,
ob es gelingt, das europäische
Sozialmodell zu stärken. 
Von Thorben Albrecht

st die europäische Integration nur
die Fortsetzung des Neoliberalis-
mus mit anderen Mitteln? Bedeu-

tet Europa die Entgrenzung von Märkten, Li-
beralisierung, Deregulierung? Oder bietet
Europa die Chance, die Globalisierung zu
gestalten und politische Regulierung auf
europäischer Ebene zu ermöglichen, wo der
einzelne Staat dazu nicht mehr in der Lage
ist? Diese Fragen spielen bei der Debatte
um eine Europäische Verfassung ebenso ei-
ne Rolle wie bei der Ausrichtung der eu-
ropäischen Wirtschafts-, Beschäftigungs-
und Sozialpolitik. Zentrales Anliegen für die
Gewerkschaften ist dabei der Erhalt und die
Stärkung des europäischen Sozialmodells. 

Denn bei allen Unterschieden zeichnet
es die europäischen Staaten aus, dass sie so-
zialstaatlich verfasst sind. Sie weisen ein
hohes Maß an sozialem Schutz für ihre Bür-
gerinnen und Bürger auf, staatliche Lei-
stungen sichern Infrastruktur und Versor-
gung mit gesellschaftlichen Grundgütern,
und die abhängig Beschäftigten verfügen
über Teilhaberechte. Gleichzeitig sind die
europäischen Staaten sehr wettbewerbs-
fähig. Hohe Exportzahlen bestätigen die
Qualität und Pro-
duktivität der euro-
päischen Industrie
und Dienstleistun-
gen. Und trotz ihres
hohen sozialen Niveaus verzeichnet die Eu-
ro-Zone einen Leistungsbilanzüberschuss,
während beispielsweise die USA ein massi-
ves Defizit aufweisen. 

Dieses Wirtschafts- und Sozialmodell
muss daher im Mittelpunkt stehen, wenn
über die Zukunft der Europäischen Union
(EU) diskutiert wird. In der Debatte um die
Verfassung sollen die Grundlagen der EU, al-
so gemeinsame Werte und Ziele, definiert
werden. Im Entwurf des Konvents heißt es,
die Union strebe eine Gesellschaft an, »in
der Toleranz, Gerechtigkeit und Solidarität
herrschen«, und mache sich eine im »hohen
Maße wettbewerbsfähige soziale Markt-
wirtschaft« zur Aufgabe. Ebenso ist der »so-
ziale Schutz« in den Zielkatalog aufgenom-
men – allerdings kein »hoher sozialer
Schutz« wie von den Gewerkschaften gefor-
dert. Dagegen wird nun Vollbeschäftigung
angestrebt, während in den Verträgen bis-
lang nur von einem »hohen Beschäftigungs-
niveau« die Rede ist. Insgesamt führen die-
se Formulierungen zu einem halbherzigen
Bekenntnis zu einem sozialen Europa – das
aber gegenüber der bisherigen Wettbe-
werbsorientierung ein Fortschritt ist.

Charta der Grundrechte
Eine wesentliche Forderung ist die verfas-
sungsmäßige Verankerung der Charta der
Grundrechte. Diese enthält neben Freiheits-
und Gleichheitsrechten auch soziale Grund-
rechte. Dazu gehören das Recht, Gewerk-
schaften zu gründen und ihnen beizutreten,
das Recht der Arbeitnehmer oder ihrer Ver-
treter auf rechtzeitige Unterrichtung und
Anhörung, sowie das Recht, Tarifverträge
auszuhandeln und bei Interessenkonflikten
kollektive Maßnahmen einschließlich
Streiks zu ergreifen. Weitere soziale Grund-
rechte umfassen gerechte und angemessene
Arbeitsbedingungen, Schutz bei ungerecht-

fertigter Entlassung, Anspruch auf Elternur-
laub, das Recht auf soziale Sicherheit und so-
ziale Unterstützung, den Gesundheits-, Um-
welt- und Verbraucherschutz. Dass diese
Charta nun im Konventsentwurf als zweiter
Teil der Verfassung – und nicht wie zwi-
schenzeitlich diskutiert als angehängtes Pro-
tokoll – aufgenommen wurde, ist ein wichti-
ger Fortschritt. Vor allem, da die Artikel, die
die Grundrechte beschreiben, unverändert
übernommen wurden. Es dokumentiert die

Weiterentwicklung
der EU von der rei-
nen Wirtschafts- zur
Wertegemeinschaft
und sollte durch die

anstehenden Regierungsberatungen nicht
in Frage gestellt werden. 

Eine besondere Rolle im europäischen
Modell kommt dem Sozialen Dialog zu, in
dem Arbeitgeber und Gewerkschaften vie-
le Fragen gemeinsam und ohne staatliche
Eingriffe regeln: Der Europäische Gewerk-
schaftsbund und die europäischen Arbeit-
geberverbände handeln Vereinbarungen
aus, die dann als Richtlinien von der Kom-
mission oder von den Sozialpartnern selbst
in den Mitgliedstaaten umgesetzt werden.
Dabei geht es beispielsweise um Elternzeit,
Regelungen zu Teilzeitarbeit oder zur Tele-
arbeit. Im Verfassungsentwurf wird die Rol-
le der Sozialpartner anerkannt und die Uni-
on zur Förderung des Sozialen Dialogs unter
Achtung der Autonomie der Sozialpartner
verpflichtet. Wenn er so verabschiedet wird,
wäre das ein Schritt zum sozialen Europa. 

Daseinsvorsorge
Kontrovers und kompliziert wird auf eu-
ropäischer Ebene über »Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse« debattiert, die
in Deutschland häufig auch als »Daseins-
vorsorge« bezeichnet werden. Wegen der
starken Verankerung des Wettbewerbs in
den europäischen Verträgen geraten öf-
fentliche oder öffentlich regulierte Dienst-
leistungen wie Mobilität, Gesundheits-
schutz, Versorgung mit lebenswichtigen
Grundgütern wie Energie und Wasser oder
Post- und Telekommunikationsdienste un-
ter den Druck der Privatisierung und Dere-
gulierung. In der Verfassung sollte es dazu
ein klares Gegengewicht durch ein Be-
kenntnis zur öffentlichen Daseinsvorsorge
geben – allein schon, um einen Ausgleich zu
den Bestimmungen des Wettbewerbsrechts
zu gewährleisten, die bereits jetzt in die na-
tionalen Kompetenzen eingreifen. Durch
europäische Gesetze könnten klare Rah-

Was steht an in Europa?

I
Wir brauchen ein Gesamtkonzept 
für Wachstum, Beschäftigung und 

sozialen Zusammenhalt.

Jungpolitiker geben auf
Es kann nicht jeder Ilka Schröder sein. Die heu-
te 26-Jährige wurde 1999 als jüngste Abgeord-
nete ins Europäische Parlament gewählt. Da-
mals noch auf dem Ticket von Bündnis 90/Grü-
ne, die sie nach »grundsätzlichen Differenzen«
verließ. Jetzt ist sie parteiloses Mitglied der
Fraktion Vereinte Europäische Linke/Nordi-
sche Grüne Linke. Schröder wusste sich vor al-
lem durch klare Positionen zu Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit in Europa und zu Hause
in Deutschland einen Namen zu machen. 

Andere junge Politiker in Straßburg ha-
ben damit mehr Schwierigkeiten. Immer
mehr verlassen nach nur einer Wahlperiode
das Europäische Parlament und gehen in ihre
Heimatländer zurück. Offiziell heißt es dann,
in der Heimat könnten sie mehr für Europa
tun. Tatsächlich leiden sie wohl aber auch
darunter, dass sie wenig bekannt sind – und
dass das ihre Karriere behindert. Dieser Man-
gel an Bekanntheit kann auch bei etablierte-
ren Kollegen sehr skurrile Blüten treiben. So
fand Hans-Gert Pöttering, der die Fraktion
der Europäischen Volkspartei (EVP) im EP lei-
tet, sogar an einer an ihn adressierten Brief-
bombe etwas Positives: Wenn man schon At-
tentate auf ihn verübe, verschaffe ihm das im-
merhin einige Prominenz, meinte er. ∏

s p l i t t e r



menbedingungen geschaffen werden. Da-
bei sollten grundlegende Definitionen aus-
gearbeitet werden, die den Gebietskörper-
schaften Handlungsmöglichkeiten zurück-
geben. Dadurch würde das Subsidiarität-
sprinzip gewahrt, Qualitätsverbesserungen
und Anpassungen an Veränderungen er-
möglicht und gleichzeitig die Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse geschützt. 

Koordinierte Wirtschaftspolitik
Im Frühjahr 2000 haben sich die Staats-
und Regierungschefs der EU in Lissabon ein
ehrgeiziges Ziel gesteckt: Die EU soll bis
2010 »zum wettbewerbsfähigsten und dy-
namischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum in der Welt« werden. Angestrebt ist
»ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit
mehr und besseren Arbeitsplätzen und ei-

nem größeren sozialen Zusammenhalt«.
Leider sind wir von diesem Ziel noch weit
entfernt. Die Koordination der wirtschafts-
politischen Akteure auf beiden Ebenen, also
innerhalb der EU und in den Mitgliedsstaa-
ten, funktioniert in der Praxis nur unzurei-
chend und muss verbessert werden. Auch
die Europäische Zentralbank muss ihren
Beitrag leisten. Sie muss eine Politik für
Wachstum und Beschäftigung durch einen
veränderten Kurs in der Finanzpolitik aktiv
begleiten und darf sie nicht durch eine zu ri-
gide Geldpolitik abwürgen. 

Die Forderung nach einem europäi-
schen Gesamtkonzept für Wachstum, Be-
schäftigung und sozialen Zusammenhalt
gilt ganz besonders vor dem Hintergrund ei-
ner größeren EU. Mit dem 1. Mai 2004 sind
zehn neue Mitgliedstaaten dabei – die sich

in Wirtschaftskraft und Einkommensniveau
nicht nur gegenüber den bisherigen EU-
Staaten sondern auch untereinander unter-
scheiden. Um den im Verfassungsentwurf
geforderten »wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt« zu fördern, muss die EU
dazu beitragen, die Lebensbedingungen in
den Beitrittsländern zu verbessern und an
das bisherige durchschnittliche Niveau an-
zugleichen. Das ist auch im Interesse der Ar-
beitnehmer in Deutschland, da nur so eine
Lohn- und Kostenkonkurrenz vermieden
werden kann. Ebenso wichtig ist es, den So-
zialen Dialog in den Beitrittsstaaten zu un-
terstützen und Richtlinien wie jene zu In-
formations- und Konsultationsrechten und
Europäischen Betriebsräten umzusetzen.

Ob es Beitrittsverhandlungen mit der
Türkei geben kann, muss nach dem Fort-

schrittsbericht der EU-Kommission
sachlich entschieden werden. Für
die Türkei gelten die gleichen Be-
dingungen wie für alle anderen Bei-
trittskandidaten. Die dort und bei
der Integration türkischstämmiger
Menschen in Deutschland erreich-
ten Fortschritte dürfen nicht durch
populistische Debatten im Wahl-
kampf gefährdet werden. 

Parlamentswahlen
Mit den Wahlen zum EP 2004 wer-
den politische Richtungsentschei-
dungen in der dann erweiterten EU
getroffen. Das Europäische Parla-
ment bildet als direkte Vertretung
der europäischen Bürgerinnen und
Bürger das Gegengewicht zu den
Regierungen, wenn es um europäi-
sche Richtlinien geht. Und diese
haben in den verschiedensten Be-
reichen unmittelbare Auswirkun-
gen auf das Leben und die Arbeits-
bedingungen auch in Deutschland.
Zwischen 60 und 70 Prozent der

deutschen Gesetze haben ihren Ursprung
inzwischen direkt oder indirekt in Europa.
Bei der Wahl geht es deshalb um die Grund-
frage, ob Europa als sozialer Raum gestaltet
wird oder als bloßer Wirtschaftsraum mit
möglichst marktliberaler Ausprägung. Nur
die Verbindung von sozialen Prinzipien,
Nachhaltigkeit und einer gemeinsamer
Wirtschaft und Währung wird die europäi-
sche Identität stärken und weiterent-
wickeln. Mit einer solchen Kombination der
vorhandenen Traditionen der europäischen
Staaten kann es gelingen, Europa zu einem
wegweisenden sozialen Modell in einer glo-
balisierten Welt auszubauen, das sich er-
heblich von anderen Wirtschaftsräumen in
Ostasien oder in Amerika unterscheidet. ∏

Der Autor arbeitet im Referat für europäische Gewerk-
schaftspolitik beim Bundesvorstand des DGB.
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1199..99..11994466::  Winston Churchill gibt in seiner
»Züricher Rede« den Anstoß zur Schaffung
des Nordatlantik-Pakts und des Europarats.
55..55..11994499::  Belgien, Dänemark, Frankreich, Itali-
en, Irland, Luxemburg, Niederlande, Norwe-
gen, Schweden, Großbritannien gründen den
Europarat. Das westliche Deutschland folgt
1951. Der Europarat wird mit 27 Mitglieds-
staaten größte zwischenstaatliche Organisa-
tion in Europa, ist aber von der späteren EU
völlig getrennt.
1188..44..11995511::  Frankreich, die BRD, Italien, Belgien,
die Niederlande und Luxemburg unterzeich-
nen den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) – die Montanunion.
2255..33..11995577::  Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäi-
schen Atomgemeinschaft (Euratom) – be-
kannt auch als die Römischen Verträge.
11..77..11996655::  Die Exekutiv-Organe von EWG, Eura-
tom und EGKS verschmelzen. Es entsteht die
Sammelbezeichnung Europäische Gemein-
schaft (EG). Die Zollunion in der EG entsteht.
11..11..11997733::  Großbritannien, Dänemark und Ir-
land treten der EG bei.
11..11..11998811::  Griechenland tritt der EG bei.
99..1122..11999911::  Vertrag von Maastricht über die
Wirtschafts- und Währungsunion und die Po-
litische Union. Aus der EG wird die EU.
11..11..11999933::  Europäischer Binnenmarkt für die 345
Millionen Menschen in der EU wird Wirklich-
keit.
11..11..11999955::  Österreich, Finnland und Schweden
treten der EU bei.
2233..11..11999955::  Die EU-Kommission nimmt ihre Ar-
beit auf.
1122..1122..11999977::  Europäischer Rat beschließt die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit
Estland, Polen, Slowenien, Tschechien, Un-
garn und Zypern.
33..55..11999988::  Belgien, Deutschland, Finnland,
Frankreich, Italien, Irland, Luxemburg, die
Niederlande, Österreich, Portugal und Spani-
en beschließen die Europäische Währungs-
union zum 1.1.1999.
1111..1122..11999999::  Der Europäische Rat beschließt,
Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien, Lett-
land, Litauen, Malta, Rumänien und der Slo-
wakei aufzunehmen. Die Türkei wird als bei-
trittswillig anerkannt.
1100..1122..22000000::  Der Europäische Rat stellt in Nizza
die Erweiterung der EU nach Osten in Aussicht.
11..11..22000022::  Einführung des Euro als Bargeld.
1122..//1133..1122..22000022::  Der Europäische Rat schließt
die Beitrittsverhandlungen mit zehn der 13
Kandidaten ab. Estland, Lettland, Litauen,
Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, Tsche-
chien, Ungarn und Zypern sollen zum 1.5.2004
EU-Mitglieder werden.
11..55..22000044::  Die EU erweitert sich um die Länder
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und
Zypern.
1100..––1133..66..22000044::  Wahl zum Europaparlament.
HHeerrbbsstt  22000044::  Berufung einer neuen EU-Kom-
misson.
11..11..22000077::  Anvisierte Erweiterung der EU um
Rumänien und Bulgarien. ∏
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Die Osterweiterung der EU
wird Gewinner, aber auch eini-
ge Verlierer produzieren. Zu
den ersten gehört Deutsch-
land, während Spanien, Portu-
gal und Griechenland zu letz-
teren zählen. Auch niedrig
qualifizierte Beschäftigte in
den alten EU-Ländern müssen
bangen.

ie Vereinigten Staaten von Euro-
pa«, von denen der britische Pre-
mierminister Winston Churchill

schon 1946 zu reden gewagt hatte, werden
am 1. Mai 2004 Wirklichkeit. Nicht weniger
als zehn neue Staaten treten an diesem Tag
der Europäischen Union (EU) bei. Ein histo-
risches Ereignis mit enormen Dimensionen:
Von jetzt 15 steigt die Zahl der EU-Mitglie-
der auf 25. Am 13. Juni 2004 dürfen über 75
Millionen neue EU-Bürger ein neues Euro-

paparlament mitwählen. Und das ist erst
der Anfang: Bulgarien und Rumänien sind
bereits in der Warteschleife, sie werden
wahrscheinlich 2007 aufgenommen. 

In Volksabstimmungen haben die östli-
chen Nachbarn 2003 der Erweiterung zuge-
stimmt – mit überwältigender Mehrheit.
Mit der EU-Mitgliedschaft verbinden die
meisten Osteuropäer die Hoffnung auf
mehr Wohlstand und Demokratie. Aus ei-
nem Europa, in dem Ost und West noch vor
fünfzehn Jahren Atomraketen aufeinander
richteten, wird ein einheitlicher Binnen-
markt mit rund 500 Millionen Einwohnern. 

Die Osteuropäer haben auf dieses Happy
End – wenn es denn eines werden sollte –

lange gewartet. Mehr als zehn Jahre lang
feilschten die Politiker über die Einigung
Europas. Denn nach dem Kollaps des Kom-
munismus in Osteuropa war die EU
zunächst alles andere als begeistert über die
Beitrittswünsche der verarmten Nachbarn. 

Erst der Putschversuch 1991 in Moskau
und die Kriege in Jugoslawien riefen den Re-
gierungen der EU-Staaten eine reale Ge-
fahr ins Gedächtnis: die Möglichkeit, dass
sich in Osteuropa Diktaturen oder, viel-
leicht schlimmer, Krieg und Bürgerkrieg
breit machen könnten. Ein so genanntes Si-
cherheits-Vakuum drohte zu entstehen. 

1993 erklärte die EU den Prozess der Er-
weiterung nach Osteuropa daher auf ihrem
Gipfel im dänischen Kopenhagen für »un-
umkehrbar«. Eine Einbindung in die EU soll-
te die Staaten Osteuropas langfristig poli-
tisch und wirtschaftlich stabilisieren.
Gleichzeitig nannte der Gipfel Bedingun-
gen für eine Aufnahme in die EU, die »Ko-

penhagener Kriterien«: eine demokratische
und rechtsstaatliche Ordnung, die Wah-
rung der Menschenrechte, die Garantie,
Minderheiten zu schützen, eine funktio-
nierende Marktwirtschaft sowie die Pflicht,
den Acquis Communautaire, das Gemein-
schaftsrecht der EU, zu erfüllen. 

Für die alte EU gab es also allein aus si-
cherheitspolitischen Gründen kaum eine Al-
ternative zur Erweiterung. Auch Deutsch-
land profitiert davon und rückt vom Rand ins
Zentrum des neuen Europas. »Eine ver-
gleichbar komfortable Sicherheitslage hat
es in der neueren deutschen Geschichte nie
gegeben«, so der Erlanger Historiker Gregor
Schöllgen. Erst recht sehnten sich die Bei-
trittsländer nach Sicherheit. Zu groß war die

Neustart für Europa
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Angst, nach dem Zerfall der Sowjetunion er-
neut zu Satellitenstaaten einer unberechen-
baren russischen Großmacht zu werden. 

Jetzt aber, wo es ernst wird, ist im alten Eu-
ropa von Aufbruchstimmung wenig zu
spüren. Furcht, Kleinmut und Desinteresse
bestimmen das Bild. Die Ängste des We-
stens: Massenzuwanderung aus Osteuro-
pa, Export von Arbeitsplätzen, sinkende
Löhne, steigende Arbeitslosigkeit und gi-
gantische Geldtransfers an die neuen, sehr
viel ärmeren Mitglieder. Der Premiermini-
ster von Luxemburg, Jean-Claude Juncker,
warnte im Europäischen Rat schon 1993:
»Dies wird das unpopulärste Unternehmen,
dass wir je begonnen haben.« 

Tatsächlich ist die Erweiterung eine Art
Neustart für Europa. Im Ministerrat, in
dem die nationalen Regierungschefs über
die wichtigen Fragen in Europa entschei-
den, entstehen durch den Beitritt neue
Machtverhältnisse. Die einstimmigen Ent-
scheidungen, die in einigen Bereichen ge-
troffen werden müssen, werden mit jedem
neuen Mitglied schwieriger. Auch die Re-
geln für Mehrheitsentscheidungen be-
trachten viele als unzureichend, am Streit
um die Stimmenverteilung scheiterte im
Dezember 2003 sogar die geplante Verab-
schiedung einer europäischen Verfassung.
Europa muss sich also dringend auf neue
Regeln einigen, wenn es handlungsfähig
bleiben will. 

Nicht zuletzt geht es auch ums Geld.
Denn die nationalen Regierungen verhan-
deln über den Haushalt der EU. Die nächste
Finanzplanung ist für das Jahr 2007 fällig.
Dabei handelt es sich um ein riesiges Trans-
fersystem, von dem vor allem die ärmeren
Staaten profitieren. Subventionen der EU
sollen die Entwicklung von wirtschaftlich
schwächeren Regionen fördern. Doch die
genaue Verteilung ist umstritten. 

Mit dem Beitritt Mittel- und Osteuropas
verschiebt sich das Machtverhältnis zu
Gunsten der ärmeren Staaten. Länder wie
Deutschland, die schon bisher mehr Geld in
den EU-Haushalt pumpen als sie herausbe-
kommen (so genannte Nettozahler), fürch-
ten daher, auf längere Sicht schlechter ab-
zuscheiden, weil ein Mehrheitsbündnis von
ärmeren Staaten neue Verteilungsspielre-
geln festlegen könnte. Hinzu kommt, dass
auch zwischen den bisherigen Empfängern
von Subventionen neu verteilt wird. Regio-
nen, die bisher unterstützt wurden, sind
künftig, statistisch betrachtet, zu reich und

Ungarn: Beitritt leicht gemacht
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fallen aus den Förderprogrammen der EU
heraus. In Deutschland zählen dazu etwa
strukturschwache Regionen an der deutsch-
tschechischen Grenze, zum Beispiel der
Bayerische Wald. Strukturpolitik (rund 36
Prozent) und Agrarbeihilfen (rund 47 Pro-
zent) machen bisher rund vier Fünftel der
gesamten Ausgaben der EU aus. 

Trotzdem sind viele Ängste vor der Oster-
weiterung unbegründet. Unter dem Strich,
so schätzen so gut wie alle Experten, nutzt
das Zusammenwachsen Europas sowohl den
alten als auch den neuen Mitgliedern. Der
Wegfall der Grenzen, das zeigen auch die
bisherigen Erweiterungsrunden der EU,
führt zu einem höheren Wirtschaftswachs-
tum, von dem alle Länder profitieren werden
– wenn auch in einem höchst unterschiedli-
chen Ausmaß. Denn für die erwachsenen
Volkswirtschaften der alten EU spielen die
neuen Mitglieder als Absatzmärkte nur eine
untergeordnete Rolle. Der Grund: Zusam-
men verfügen die Neumitglieder gerade ein-
mal über ein Bruttosozialprodukt, das nicht
viel größer ist als das der Niederlande. 

Für die osteuropäischen Länder bringt
der EU-Beitritt dagegen hohe Wachstums-
raten. Der Präsident des Münchner Wirt-
schaftsforschungsinstituts ifo, Hans-Wer-
ner Sinn, spricht bereits von einer Entwick-
lung, »die dem deutschen Wirtschaftswun-
der der Nachkriegszeit« ähnlich sein werde.
Auch der Hauptgeschäftsführer des Bun-
desverbandes der Deutschen Industrie, Lu-
dolf von Wartenberg, verspricht sich von der
Osterweiterung ein »Wachstumsprogramm
für ganz Europa«. 

Die Gewinne aus diesem »Wachstums-
programm« werden jedoch ganz unter-
schiedlich verteilt werden. Auch hier gibt es
Verlierer. Vor allem die südlichen Nied-
riglohnländer Spanien, Portugal und Grie-
chenland müssen mit einer schärferen Kon-
kurrenz aus Osteuropa rechnen. Gleichzei-
tig droht ihnen langfristig eine Verringe-
rung der Fördergelder. 

Deutschland dagegen zählt wegen seiner
geographischen Nähe zu den neuen Mit-
gliedern zu den großen Gewinnern. Die ge-
ringe Entfernung wird zu einem Anstieg des

Außenhandels mit Osteuropa führen, wenn
durch den Beitritt die letzten Handelshin-
dernisse beseitigt werden und die Rechtssi-
cherheit für Exporte zunimmt. Auch andere
Grenzländer wie Österreich oder Finnland
werden durch die Erweiterung besser ge-
stellt.

In den alten EU-Staaten selbst zahlen
vor allem schlecht ausgebildete Arbeitneh-
mer die Zeche. Sie könnten, so fürchten vie-
le, die eigentlichen Verlierer der Osterwei-
terung werden. Ihnen droht eine Verlage-
rung von arbeitsintensiven Industrien nach
Osteuropa und eine verschärfte Konkur-
renz durch Immigranten.

Die Einheit Europas, so viel steht fest,
braucht auch nach dem Beitritt noch Zeit.
Bis die Menschen in Osteuropa das gleiche
durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen
wie der Rest der EU erwirtschaften, so
schätzt das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung in Berlin, werden noch
mindestens 25 Jahre vergehen. Trotz der ab-
sehbaren Anpassungsprobleme, so betont
EU-Erweiterungskommissar Günter Ver-
heugen, sei die Öffnung nach Osteuropa
ohne Alternative: »Was meinen Sie, was
wir bezahlen müssten, wenn wir in diesem
Raum Unordnung, Unfrieden und Konflikte
hätten?!« ∏

Andreas Spannbauer

Der Autor erhielt für seine Diplomarbeit »Kosten und Nut-
zen der EU-Osterweiterung« den Europa-Preis des Ver-
bands der Berliner Kaufleute und Industrieller.
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»Soziale Traditionen
verteidigen«
Brauchen wir die Osterweiterung?
Ja, wir brauchen sie, weil Europa wieder zusam-
menkommen muss. Über Jahrhunderte war Eu-
ropa ein Kulturraum, zu dem die mittel- und ost-
europäischen Länder ganz selbstverständlich
gehörten. Wissenschaftler, Künstler und Politik
blieben über die Grenzen in Kontakt. Ideenaus-
tausch und Inspiration fand trotz der Entfer-
nungen statt. Mit der Osterweiterung kommt
zusammen, was zusammen gehört.

Stehen aber nicht wirtschaftliche Überlegun-
gen im Vordergrund?
Das ist richtig, weil der Binnenmarkt größer wird.
Das hat Vorteile, birgt aber auch Probleme. Der
Wettbewerb wird härter werden, Arbeitsplätze
werden bei uns in Gefahr geraten, wir müssen
mit einem Druck auf die Löhne rechnen. Auch die
Beitrittsländer sind in Sorge. Aber es stecken ei-
ne Menge Chancen darin, für die neuen und für
uns. Der gemeinsame Markt erleichtert den Wa-
renaustausch. Aber Europa ist mehr als das.

Die europäische Idee war ja ursprünglich auch
etwas anderes.

Ja, sie war ein großes Friedenssicherungspro-
gramm. Denn Länder, die sich über Jahrhunder-
te feindlich gesinnt waren – ich nenne nur
Deutschland und Frankreich – tragen heute ih-
re Konflikte friedlich aus. Die Europäische Ge-
meinschaft hat die Demokratie stabilisiert und
dazu beigetragen, dass soziale Verwerfungen
minimiert wurden. Dass es keine kriegerischen
Konflikte seit 1945 in Europa mehr gab, wird als
selbstverständlich betrachtet, ist es aber nicht.
So gesehen, ist die Europäische Union ein Erfolg,
der nicht hoch genug eingeschätzt werden kann.

Können wir das europäische Sozialmodell halten?
Daran müssen wir alles setzen. Wenn wir uns
mit den USA vergleichen, dann gibt es in vielen
Ländern gute Traditionen, die jenseits des At-
lantiks geradezu utopisch erscheinen: solida-
risch finanzierte soziale Sicherungssysteme, so-
zialpartnerschaftliche Traditionen, geregelte
und kontrollierte Marktmechanismen. Aber die
Politik ist im Begriff, das aufs Spiel zu setzen. Un-
ter dem Druck globaler Konkurrenz stellen Wirt-
schaft und neoliberale Politiker in vielen eu-
ropäischen Ländern genau das zur Disposition.

Sind die mittel- und osteuropäischen Länder
auf einer Linie mit diesen Vorstellungen?
Wir können nicht erwarten, dass das, was wir in

Jahrzehnten entwickelt haben, auch den Erwar-
tungen der neuen Mitgliedsländer entspricht.
Im Gegenteil, mit der Abkehr vom Sozialismus
haben oft neoliberale Konzepte Platz gegriffen,
und vieles von dem, was wir als Sozialpolitik ver-
stehen, wurde in die Schublade des Sozialismus
geschoben und verworfen. Dass zur Freiheit
auch immer die persönliche, aber auch die so-
ziale Verantwortung gehört, ist noch nicht über-
all angekommen. Aber so selbstverständlich ist
diese Überzeugung auch bei uns nicht.

Wer soll noch alles in die EU?
Die europäische Einigung richtet sich an ganz
Europa. Der Vertrag über die Europäische Union
sieht deshalb vor, dass jeder europäische Staat,
dessen Regierungssystem auf demokratischen
Grundsätzen beruht, die Mitgliedschaft in der
Union beantragen kann. Genauer wurden die
Kriterien auf dem Europäischen Rat in Kopen-
hagen 1993 definiert. Europa wird wesentlich
größer, aber wir dürfen die
Union auch nicht überfor-
dern. Eine Verschnaufpau-
se könnte hilfreich sein. ∏

Ingrid Sehrbrock ist im Bundes-
vorstand des DGB für den Bereich
Jugend zuständig.

s e c h s  f r a g e n  a n  i n g r i d  s e h r b r o c k

Anteil der 10 Beitrittsländer am BBIIPP  
einer erweiterten Union (EU 25)

EU 15
91,8% Beitritts-

länder
8,2%

Anteil der 10 Beitrittsländer an der 
BBeevvööllkkeerruunngg  einer erweiterten Union (EU 25)

EU 15
83,4% Beitritts-

länder
16,6%
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Nicht wenige Arbeitnehmer
fürchten im Zuge der Ost-
erweiterung einen Massen-
ansturm auf den einheimi-
schen Arbeitsmarkt. Doch
diese Angst ist weitgehend
unbegründet. 

n Guben, direkt an der deutsch-pol-
nischen Grenze, ist man nicht gut zu
sprechen auf die Osterweiterung.

»Lassen Sie mich damit in Ruhe«, schimpft
die Augenoptikerin. »Wir wollen nicht, dass
die EU-Grenze zu Polen fällt. Dann wird wirt-
schaftlich alles nur noch schlechter für uns.« 

Das Geschäft der skeptischen Dame, die
ihren Namen nicht nennen will, liegt nur
hundert Meter vom Grenzübergang ent-
fernt. Nicht nur hier, in unmittelbarer Nähe
zur Grenze, begreifen viele Deutsche die
Osterweiterung als Bedrohung. Nicht weni-
ge Arbeitnehmer fürchten sinkende Löhne
und eine höhere Arbeitslosigkeit durch den
Beitritt der mittel- und osteuropäischen
Staaten zur Europäischen Union. 

Denn als Bürger der EU werden die Ost-
europäer das Recht auf Freizügigkeit ge-
nießen. Die Arbeitnehmer dort dürfen also
über kurz oder lang ihren Arbeitsplatz frei
wählen – überall in Europa. Ein Metzger aus
dem angrenzenden polnischen Nachbar-
städtchen Gubin kann sich im brandenbur-
gischen Guben genauso einen Job suchen
wie in Grenoble, Genua oder Göteborg. 

Theoretisch. Denn diese Liste ist aus der
Luft gegriffen. Die geographische Entfer-
nung spielt eine herausgehobene Rolle bei
der Frage, für welches Zielland sich Aus-
wanderer entscheiden. Die wichtigsten Zie-
le werden die Grenzländer Deutschland und
Österreich sein. Das zeigt schon ein Blick
auf die bisherigen Wanderungen, die aller-
dings gesetzlich begrenzt waren. 

So lebten 1998 rund zwei Drittel aller ost-
europäischen Einwanderer, die sich als
Gast- oder Saisonarbeiter, Werkvertrags-
arbeitnehmer oder Grenzpendler legal in
der EU aufhielten, in Deutschland, das di-
rekte Grenzen zu Polen und Tschechien
hat. Im kleineren Grenzstaat Österreich
waren es immerhin noch zwölf Prozent.
Für die anderen EU-Mitgliedsstaaten war
die Einwanderung in der Vergangenheit
dagegen so gut wie bedeutungslos. Nach
Portugal, so fand das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung in Berlin (DIW) in ei-
ner Studie heraus, zog es noch nicht ein-
mal ein Prozent der Osteuropäer. 

Auch innerhalb von Deutschland und
Österreich spielt die Nähe zur Grenze eine
entscheidende Rolle. Hier konzentrierte
sich die Immigration bisher auf die grenz-
nahen Bundesländer. Dabei achten jedoch
auch die Einwanderer sehr genau auf die
Verhältnisse am Arbeitsmarkt. So kam eine
Studie im Auftrag der EU-Kommission zu
dem Ergebnis, das bisher die Einwanderer
aus Osteuropa in Bundesländern mit ange-
spannter Arbeitsmarktlage deutlich unter-
repräsentiert sind – in den ostdeutschen
Bundesländern liegt der Anteil der Osteu-
ropäer an der absoluten Zahl der Beschäf-
tigten deutlich un-
ter dem Bundes-
durchschnitt. Auch
Arbeitsimmigranten
berücksichtigen al-
so bei der Wahl ihres Zielortes die Beschäf-
tigungschancen – selbst wenn sie dafür wei-
ter von daheim entfernt arbeiten müssen. 

Ökonomen erklären die Wanderungsbe-
wegungen von Arbeitskräften maßgeblich
mit dem Auftreten von Lohnunterschieden
zwischen zwei regionalen Arbeitsmärkten.
Arbeitnehmer aus Regionen mit niedrigen
Löhnen werden demnach versuchen, dort
einen Job zu finden, wo die Löhne höher
sind. In diesem Punkt gibt es gewaltige Un-
terschiede zwischen Deutschland und den
Beitrittsländern. So waren die westdeut-
schen Lohnkosten im Jahr 2000 rund sechs-
mal so hoch wie die polnischen, siebenmal
so hoch wie die ungarischen und einund-
zwanzigmal so hoch wie die bulgarischen. 

Selbst in den neuen Bundesländern, in de-
nen das Einkommensniveau wesentlich
niedriger liegt, waren die Löhne noch immer
vierzehnmal so hoch wie in Bulgarien. In
Westdeutschland kostete die Arbeitsstunde
25,80 Euro, in Rumänien war es gerade ein-
mal 1,50, in Litauen 2,70 und in Slowenien
immerhin 9 Euro. Im Durchschnitt lag das

Lohneinkommen in den osteuropäischen
Beitrittsländern bei 16 Prozent des west-
deutschen Lohneinkommens. 

Die klaffenden Unterschiede in der Ent-
lohnung könnten dazu führen, dass viele
osteuropäische Arbeitnehmer ihr Glück im
Westen suchen – und damit die Lage auf
dem deutschen Arbeitsmarkt zusätzlich ver-
schärfen. Die hohe Arbeitslosigkeit in
Deutschland dürfte viele Zuwanderer wohl
kaum abschrecken, schließlich sieht es in
ihren Heimatländern kaum besser aus. So
beträgt die Arbeitslosigkeit in Polen und
der Slowakei rund 18 Prozent, in Estland,

Slowenien und Litau-
en sind es um die
zwölf Prozent. Nur
Ungarn liegt mit
rund sechs Prozent

unter dem Durchschnitt der bisherigen EU
(7,7 Prozent). 

Hinzu kommt, dass viele Ökonomen
daran zweifeln, dass die Arbeitslosigkeit in
allen osteuropäischen Staaten genau ge-
nug erfasst wird. Im Klartext: Die wirkliche
Zahl der Arbeitslosen könnte höher liegen
als in den offiziellen Statistiken angegeben
– wie dies allerdings auch in Deutschland
der Fall ist. Hohe Lohnunterschiede und
schlechte Chancen, einen Job zu finden,
stellen also starke Anreize für eine Wande-
rung von Arbeitskräften dar. 

Trotzdem geht kaum jemand davon aus,
dass der Ansturm auf den deutschen Ar-
beitsmarkt tatsächlich so groß sein wird,
wie es auf den ersten Blick scheinen könn-
te. Denn Lohndifferenzen sind nur einer von
vielen Faktoren, die bei der Entscheidung
für eine Wanderung von Bedeutung sind.
Hinzu kommt etwa die Frage, ob sich die
Wanderung für die ostdeutschen Arbeit-
nehmer auch im Hinblick auf ihre Qualifika-
tion wirklich auszahlt. Dies scheint bisher in
Deutschland kaum der Fall zu sein. 

So zeigen empirische Untersuchungen,
dass in der Vergangenheit Immigranten aus

Should I stay or should I go?
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Die Nähe zur Grenze spielt eine 
wichtige Rolle bei der Frage, wohin 
sich die Arbeitssuchenden wenden.

SScchhäättzzuunngg  EEIICC SScchhäättzzuunngg  iiffoo

Land
Polen
Slowakei
Tschechien
Ungarn
insgesamt

Jahr 1
66
10
11
16

103

Jahr 1–5
274
40
46
67

427

Jahr 1–10
442

63
74

107
686

Jahr 1–15
541
80
91

128
840

Jahr 1
91
9
9

13
122

Jahr 1–5
535
55
54
77

721

Jahr 1–10
931
95
89

134
1.249

Jahr 1–15
1.144

115
104
158

1.521

a r b e i t s k r ä f t e wa n d e r u n g

Wanderungspotenzial von ausgewählten Beitrittsländern nach Deutschland 
bei Arbeitskräftefreizügigkeit (Schätzergebnisse EIC und ifo) in Tausend



Osteuropa vor allem in niedrig qualifizierten
Tätigkeiten mit einem geringen Lohnniveau
wie dem Gaststättengewerbe oder der Bau-
branche tätig waren – für einen osteuropäi-
schen Physiker oder Literaturprofessor eine
trotz vergleichsweise guter Entlohnung alles
andere als attraktive Beschäftigung. Manche
Qualifikationen sind gerade wegen der
Sprachbarrieren und dem veränderten kul-
turellen Hintergrund nicht ohne weiteres
verlagerbar, betont Elmar Hönekopp vom
Nürnberger Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung. 

Hinzu kommt das Pro-
blem von versteckter Dis-
kriminierung auf dem Ar-
beitsmarkt, der Arbeitnehmer aus Osteuropa
auch nach dem Beitritt noch ausgesetzt sein
dürften und die mit der Unterschiedlichkeit
von Sprache und Kultur zunimmt. Nicht zu-
letzt lieben die meisten Menschen das Risiko
nicht, sie sind, wie die Ökonomen sagen, »ri-
sikoavers«. Und der Umzug in ein anderes
Land ist mit großen Unwägbarkeiten ver-
bunden. Zu guter Letzt, erklärt Wolfgang
Gerstenberger vom ifo-Institut Dresden,
spielen auch kulturelle Faktoren eine Rolle:
»Man sagt: Die Tschechen sind sesshaft.« 

»Von einer ›Völkerwanderung‹ kann al-
so keine Rede sein«, meint auch der Präsi-
dent des Hamburger Weltwirtschaftsarchiv,
Thomas Straubhaar. Mit Blick auf das
zurückgehende Bevölkerungswachstum in
den alten EU-Staaten werde die Zuwande-
rung aus Osteuropa kaum negativ ins Ge-
wicht fallen. Schätzungen gehen davon aus
dass bei sofortiger Einführung der Freizü-
gigkeit pro Jahr rund 220.000 bis 300.000
Osteuropäer pro Jahr nach Deutschland ein-
wandern würden.

Freilich werden sich durch die Wande-
rung die Löhne verändern. Im Herkunfts-

land werden sie steigen, weil das Angebot
an Arbeitskräften abnimmt. Für diese Län-
der könnte in diesem Zusammenhang vor
allem der so genannte brain drain, also der
Verlust von gut ausgebildeten Spezialisten,
ein Problem werden. Im Zielland der Wan-
derung dagegen werden die Löhne, vor al-
lem für gering Qualifizierte, sinken, weil das
Angebot an Arbeitskraft zunimmt. Das DIW
hat vor einiger Zeit versucht, die möglichen
Folgen der Zuwanderung für Löhne und Be-
schäftigung in Deutschland zu beziffern.

Demnach könnte ein An-
stieg des Zuwandereran-
teils in einer gegebenen
Branche um ein Prozent
zu einer Verringerung der

Löhne um 0,1 bis 0,35 Prozent führen.
Gleichzeitig, so die Schätzung, steigt das in-
dividuelle Risiko, entlassen zu werden, um
0,2 Prozentpunkte. Zwar sind Schätzungen
immer mit Unsicherheiten behaftet. Doch
für eine Katastrophenstimmung, so zeigen
die Ergebnisse, gibt es keinen Anlass. 

Ohnehin wird eine hohe Mobilität von
Arbeitnehmern volkswirtschaftlich grund-
sätzlich positiv bewertet. Für die betroffe-
nen Arbeitnehmer in den Zielländern ist
dies jedoch ein schwacher Trost, wenn die
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu-
nimmt. Nicht zuletzt auf Drängen der deut-
schen Gewerkschaften hat sich die EU bei
ihrem Gipfel im schwedischen Göteborg
2001 auf so genannte Übergangsfristen für
die Freizügigkeit von Arbeitnehmern geei-
nigt. Die Länder Osteuropas haben die Re-
gelung in den Beitrittsverhandlungen ak-
zeptiert. 

Nach dem Beitritt am 1. Mai 2004 wird die
Möglichkeit, den Arbeitsplatz frei zu wäh-
len, für osteuropäische Arbeitnehmer zu-
nächst für zwei Jahre ausgesetzt. Diese Frist

kann auf Antrag eines Mitgliedsstaats dann
noch einmal um drei und dann bei ange-
spannter Lage auf dem Arbeitsmarkt um
weitere zwei Jahre verlängert werden.
Sprich: Volle Freizügigkeit genießen die
Osteuropäer möglicherweise erst im Jahr
2011. Bis dahin, so die Hoffung der Politiker,
sollen sich die Einkommensverhältnisse in
Osteuropa so sehr verbessert haben, dass
viele Arbeitnehmer dann keinen Grund
mehr sehen auszuwandern. Die hohen
Wachstumsraten, die viele Beitrittsländer
bisher vorweisen können, lassen diese Hoff-
nung nicht völlig unrealistisch erscheinen. 

Der Vorsitzende des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB), Michael Som-
mer, hat sich sicherheitshalber bereits dafür
ausgesprochen, die Übergangsfristen voll
auszuschöpfen. Außerdem hat der DGB be-
reits ein Kooperationsprogramm mit polni-
schen und tschechischen Gewerkschaften
gestartet. Mit Informationsveranstaltungen,
Branchenkontakten und Diskussionsforen
sollen Ängste vor Einkommensverlusten auf
deutscher Seite abgebaut und der Aufbau
von starken Gewerkschaften in Osteuropa
unterstützt werden, um »Lohndumping« zu
vermeiden. Denn eines ist sicher: Sollten die
Lohnunterschiede langfristig bestehen blei-
ben, hilft eine Begrenzung der Freizügigkeit
kaum weiter. In diesem Fall, das ist absehbar,
würden sich deutsche Unternehmen eben
verstärkt in Osteuropa ansiedeln – mit den
entsprechenden Folgen für den deutschen
Arbeitsmarkt. Schließlich stehen auch deut-
sche Unternehmer ab sofort im Wettbewerb
mit den östlichen Nachbarn. 

Das hat auch die Brillenverkäuferin im
brandenburgischen Guben längst festge-
stellt. So mancher Gubener, klagt sie, geht
inzwischen einfach im polnischen Gubin
zum Optiker. ∏

Andreas Spannbauer
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In den Herkunftsländern könnte 
vor allem der brain drain 

zum Problem werden.

Lange erprobt: Polnische Erntehilfe
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∂ Renate Langewiesche, Andras Toth (Hg.):
Die Einheit Europas. Zur politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Dimension der EU-
Erweiterung, Westfälisches Dampfboot, 2002
∂ Hannes Hofbauer: Osterweiterung. Vom
Drang nach Osten zur peripheren EU-Inte-
gration, Promedia, 2003
∂ Belen Balanya, Ann Doherty u.a.: Konzern
Europa. Die unkontrollierte Macht der Unter-
nehmen, Rotpunktverlag, 2001
∂ DGB-Bildungswerk (Hg.): Die soziale Ge-
staltung der Osterweiterung der EU. Zur Ver-
antwortung von EU, Staaten und Zivilgesell-
schaft. www.migration-online.de
∂ Lernpaket: Europäische Gewerkschaftsaka-
demie (Hg.): Europa Gemeinsam! Gewerk-
schaften und die Erweiterung der Euro-
päischen Union www.etuc.org/ETUCO/en/
resources/Enlargement/europe-united.cfm ∏
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Alles dreht sich um den Absatz
Auch für die Unternehmen be-
deutet die EU-Erweiterung ein
spannendes, aber riskantes Un-
terfangen: Sie wollen früh am
neuen Markt sein und Stan-
dortvorteile in Osteuropa nut-
zen. Nur: Was haben die Bei-
trittsländer den alten EU-Län-
dern eigentlich voraus? 

ie Befürchtung besteht. Aber droht
mit der EU-Erweiterung tatsächlich
ein so genannter Export von Ar-

beitsplätzen nach Osteuropa? Fest steht,
dass die Beitrittsländer schon jetzt ein be-
liebtes Ziel für so genannte Ausländische
Direktinvestitionen (ADI) aus Deutschland
und vielen anderen EU-Staaten sind. Setzt
man den Zufluss von ausländischem Kapital
ins Verhältnis zu seiner wirtschaftlichen
Größe, ist Osteuropa in diesem Bereich
weltweit Spitzenreiter: Keine andere Region
der Erde ist in den letzten Jahren für die In-
vestoren ähnlich attraktiv gewesen. In Un-
garn wird nach Angaben der ungarischen
Regierung schon jetzt 40 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts in deutschen Unterneh-
men erwirtschaftet. 

Die ADI, also langfristige Kapitalanlagen
ausländischer Unternehmer in Form von Fi-
lialen oder der Beteiligung ausländischer
Kapitaleigner an bestehenden Unterneh-
men, waren die Grundlage für die erfolgrei-
che Aufholjagd der osteuropäischen Wirt-
schaft. Doch in der alten EU nimmt man die-
se Tendenz vielfach mit gemischten Ge-
fühlen zur Kenntnis: Die niedrigen Lohnko-
sten in Osteuropa könnten dazu führen,
dass deutsche Unternehmen nicht mehr
konkurrenzfähig sind. Die Folgen wären ei-
ne weitere Verlagerung der Produktion
nach Osteuropa – oder Konkurs. Beides gin-
ge mit dem Abbau von Arbeitsplätzen in
Deutschland einher und könnte dazu
führen, dass die neuen EU-Mitglieder sich
als langfristige Niedriglohnländer mit
schlechten Bedingungen für Arbeitnehmer
etablieren. 

So gut wie sicher ist, dass die Investitio-
nen in Osteuropa mit dem Beitritt am 1. Mai
2004 weiter zunehmen werden. Denn mit
der EU- Mitgliedschaft werden sich die po-
litischen und institutionellen Rahmenbe-
dingungen für Kapitalanleger noch einmal
deutlich verbessern. Wenn die Beitrittslän-
der den Acquis Communautaire, also das
europäische Recht, übernehmen, nimmt die
Rechtssicherheit für Unternehmen in Mit-
tel- und Osteuropa erheblich zu. Diese aber
ist eine entscheidende Bedingung für aus-
ländische Investitionen. 

Mit dem Beitritt zur EU entfällt das Risiko
einer erneuten Verstaatlichung. Aber auch
in anderen Bereichen gibt es noch Nachhol-
bedarf. So verwies der Internationale
Währungsfonds noch vor drei Jahren auf
Probleme beim Minderheitenschutz und bei
der Garantie von Presse- und Meinungs-
freiheit. Die EU-Kommission betont zudem,
es sei notwendig, Eigentumsrechte, die In-
solvenzgesetzgebung sowie die Bekämp-
fung der Korruption zu verbessern. 

Die European Bank for Reconstruction
and Development (EBRD) sieht Defizite im
Bereich der Wettbewerbspolitik. Dies spie-
gelt sich auch in der Einstellung möglicher
Investoren wieder: In einer Unternehmens-
befragung nannten noch im Jahr 2000 im-
merhin 60 Prozent aller Befragten »büro-
kratische Mängel« als Standortprobleme in
Mittel- und Osteuropa, fast die Hälfte ver-
wies auf »Infrastrukturdefizite« und be-
klagte den »schlechten wirtschaftlichen
Rahmen«. Jedes dritte Unternehmen gab
»keine qualifizierten Arbeitskräfte« als K.O.-
Kriterium an. 

Bei Auslandsdirektinvestitionen spielt
vor allem die Erschließung von Absatz-
märkten eine wichtige Rolle. Die UN-Kon-
ferenz für Handel und Entwicklung geht da-
von aus, dass die Marktgröße gemessen am
Bruttoinlandsprodukt die ausschlaggeben-
de Größe bei der Entscheidung für oder ge-
gen Investitionen im Ausland darstellt. 

Lohnunterschiede haben demgegen-
über eine geringere Bedeutung für die Ent-
scheidung, im Ausland zu investieren: 45
Prozent der Befragten gaben »billige Ar-
beitskräfte« als Grund für ihre Investitionen
an. Allerdings sind die osteuropäischen Ar-
beitnehmer im Verhältnis zu ihren Lohnkos-
ten auch vergleichsweise gut ausgebildet. 

Doch nicht nur die Unternehmen, auch
die Arbeitnehmer in Osteuropa profitieren
von ADI, weil die Beschäftigungsmöglich-
keiten zunehmen. Unternehmen wie Volks-
wagen setzen zudem auf eine gute Ausbil-
dung ihrer Angestellten. 

Eine Übertragung der deutschen Unter-
nehmenskultur auf die Zielorte der Direk-
tinvestitionen ist jedoch bisher nur sehr be-
grenzt festzustellen, bilanziert Norbert Klu-
ge vom Europäischen Gewerkschaftsinsti-
tut in Brüssel: »Die Hoffnung, dass sich ins-
besondere deutsche Unternehmen als Mis-
sionare eines gehaltvollen Europäischen So-
zialmodells betätigen und ihre kooperativen
Unternehmenskulturen übertragen, hat
sich als Illusion herausgestellt.« 

Nicht zuletzt ist die Gestaltung der Ar-
beitsbeziehungen in den ehemaligen Ost-
blockstaaten sehr viel weniger reguliert als
in Deutschland. Ein kollektives Verhand-
lungssystem zwischen Arbeitnehmern und
Arbeitgebern existiert kaum. Tarifverhand-
lungen sind die Ausnahme und finden,
wenn überhaupt, nur auf Unternehmense-
bene statt. Die beachtliche Menge an Sozi-
al- und Arbeitsgesetzen steht in schroffem
Kontrast zu ihrer tatsächlichen Umsetzung. 

Doch mit dem EU-Beitritt nimmt die Re-

D

Interessenvertretung
in den Beitrittsländern
Die mittel- und osteuropäischen Länder brin-
gen drei unterschiedliche Systeme kollektiver
Interessenvertretung mit:

TTyypp  11::  Nur gewerkschaftliche Interessenver-
tretung
∂ Estland (übliche Praxis)
∂ Lettland (bisher üblich)
∂ Litauen (bisher üblich)
∂ Polen (legale Monopolstellung, ausgenom-
men die noch staatlichen Betriebe)

TTyypp  22::  Gewerkschaftsvertretung oder Be-
triebsrat
∂ Tschechien (seit 2001)
∂ Slowakei (seit 2002 werden BR als alterna-
tive Regeleinrichtung staatlich gefördert)
∂ Litauen (ab 2003 im Arbeitsgesetzbuch
vorgesehen)

TTyypp  33::  Duale Intessenvertretung, also Ge-
werkschaft und Betriebsrat
∂ Ungarn (seit 1992)
∂ Slowenien (seit 1993)
∂ Lettland (möglich seit 2002)
∂ Slowakei (Regierungsvorschlag 2003) ∏

m i t b e s t i m m u n g
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transeuropäische unternehmen

gulierung der Arbeitsbeziehungen in Ost-
europa zu. Unter dem Acquis Commun-
autaire müssen die Unternehmen auch in
Osteuropa einer Reihe von Verhaltensricht-
linien folgen, etwa bei Gesundheits- und
Arbeitsschutzbestimmungen sowie Lohn-
verhandlungen. Insbesondere garantiert Ar-
tikel 27 der Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union den Arbeitnehmern In-
formations- und Anhörungsrechte. 

Die neuen EU-Mitglieder, so meint auch
Manfred Weiss, Professor für Arbeitsrecht
an der Johann Wolfgang von Goethe Uni-
versität in Frankfurt am Main, hätten keine
andere Wahl, »als ihre Systeme zu einem
Konzept der Partnerschaft und Kooperation
umzubilden«. Weiss: »Die Frage ist nicht
mehr, ob sie Arbeitnehmermitwirkung wol-
len, sondern nur noch, wie sie diese gestal-
ten, etwa in Form einer Vertretungsstruktur,
die in die Gewerkschaftsbewegung inte-
griert ist, oder als duales System, in dem die
Arbeitnehmervertreter institutionell von
den Gewerkschaften getrennt sind.« 

Mit dem Beitritt nehmen also die Anrei-
ze für Unternehmen ab, die lediglich auf
möglichst niedrige Löhne und kostengünsti-
ge Arbeitsbedingungen abzielen. Damit dürf-
te das Absatzmotiv, also die Erschließung
neuer Märkte, gegenüber Kostenmotiven in
den Vordergrund treten. Direktinvestitionen
aus Absatzmotiven jedoch verhalten sich im
Ursprungsland weitgehend arbeitsplatzneu-

tral und tragen im Gegenteil nicht selten da-
zu bei, wirtschaftlich angeschlagenen Unter-
nehmen über den Berg zu helfen. 

Eine Studie des Osteuropa-Instituts
München schätzt, dass in Polen, Ungarn
und Tschechien von 1990 bis 1997 durch
deutsche Direktinvestitionen insgesant
252.000 Arbeitsplätze geschaffen wurden.
Zieht man davon den vermuteten Anteil des
Dienstleistungssektors (50 Prozent) und der
binnenmarktorientierten Produktion (20
Prozent) ab, dann wären in diesen Ländern
damals etwa 76.000 Arbeitsplätze durch
kostenmotivierte Arbeitsplatzverlagerun-

Vorsicht, Vorurteile!
Die Öffnung der Grenzen schürt auch
Ängste, und die könnten in Nationalis-
mus ausarten. Gewerkschaften setzen
auf antirassistische Bildungsarbeit.

Für rechtsextreme Parteien und Organisatio-
nen scheint es eine Chance. Mit der Begrün-
dung, noch mehr Ausländer würden den Deut-
schen die Arbeitsplätze wegnehmen, wenden
sie sich gegen die EU-Erweiterung und versu-
chen zugleich, Ängste zu schüren. Inwieweit die
Aufnahme neuer EU-Mitglieder aber tatsächlich
dazu führt, dass rechte Tendenzen dann auch in
der Bevölkerung zunehmen, lässt sich nur
schwer sagen. In der antirassistischen Bildungs-
arbeit ist man vorbereitet, schließlich ist Frem-
denfeindlichkeit kein neues Phänomen – und
das Wissen um die Osterweiterung gering. 

»Wir können bisher nicht feststellen, dass
sich die Ausländerfeindlichkeit wegen der be-
vorstehenden Erweiterung der EU verstärkt
hat«, sagt Friedemann Bringt, Projektleiter der
Mobilen Beratungsteams (MTB) in Sachsen – an
die MTBs können sich Personen wenden, die
rechte Tendenzen in ihrem Umfeld feststellen.
Bringt verweist darauf, dass es schon zu DDR-

Zeiten eine latente Polen- und Tschechenfeind-
lichkeit gegeben habe, die nach den Erfolgen der
polnischen Gewerkschaft Solidarnosc in den
Achtzigern auch staatlich gefördert worden sei.
Das Vorurteil »Polen arbeiten zu wenig« sei ab-
solut gängig gewesen. Auch heute sei es unter
Jugendlichen teilweise Mainstream, dass »Polen
uns die Arbeitsplätze wegnehmen«, und »schick,
rassistische Positionen« zu vertreten, aber einen
Anstieg rechtsextremer Tendenzen kann Bringt
in seiner Arbeit nicht nachweisen. 

Auch Berit Schröder, Jugendbildungsrefe-
rentin der IG BAU, sieht bisher keine eindeutige
Entwicklung. Schon seit den Neunzigern gebe es
eine verstärkte Arbeitsmigration aus Polen und
Tschechien in die Bundesrepublik. Die Zuwan-
derung sei also kein neues Phänomen, aus dem
sich eine Zunahme fremdenfeindlicher Einstel-
lungen ableiten lasse. Trotzdem ist die Oster-
weiterung zur Zeit das Hauptthema in der Ju-
gendbildung der IG BAU. »Wir sehen einen Auf-
klärungsbedarf«, sagt Schröder. Das Wissen
über die Erweiterung sei »schwindend gering«. 

Ziel gewerkschaftlicher Bildungsarbeit ist
daher, gemeinsam gegen die Ausbeutungsver-
hältnisse vorzugehen. Schließlich, so Schröder,
sei die IG BAU nicht nur eine Gewerkschaft für
deutsche Arbeitnehmer, sondern für alle, die in

Deutschland arbeiten. Migration sei nicht allein
dafür verantwortlich, dass immer weniger Ar-
beiter nach Tarif bezahlt würden. Deutsche
Schwarzarbeiter hätten genauso Anteil daran.
Ganz abgesehen von der Lohnpolitik. 

So offen und internationalistisch, wie sich
die Gewerkschaft in ihrer Jugendarbeit gibt, ist
sie allerdings nicht immer. Immerhin war es un-
ter anderem die IG BAU, die sich mit dem
Wunsch an die Bundesregierung wandte, dass
der Arbeitsmarkt in bestimmten Branchen für
Arbeitnehmer der Beitrittsländer auch nach der
Erweiterung der EU über einen Zeitraum von
zehn Jahren verschlossen bleiben solle. 

Dass damit rechte Einstellungen deutscher
Arbeitnehmer unterstützt wurden, will Schröder
so nicht bejahen. Sie sieht die Forderung im his-
torischen Kontext und begründet sie mit Studi-
en, die von »horrend hohen« Zuwanderungs-
zahlen im Falle einer Erweiterung sprachen und
heute als falsch gelten. Da aber schon heute
nicht alle Bauarbeiter den gleichen Lohn oder
gar Tariflohn bekämen, habe sich die Gewerk-
schaft für eine langsame Angleichung ausge-
sprochen – mit dem langfristigen Ziel, dass aus-
ländische Arbeitnehmer zu gleichen Lohnver-
hältnissen arbeiten wie deutsche. ∏

Christian Honnens

a n t i r a s s i s t i s c h e  b i l d u n g s a r b e i t

gen aus Deutschland entstanden. Aller-
dings stellt sich die Frage, wie viele von die-
sen in Deutschland fortbestanden hätten. 

Dennoch wird der Beitritt der östlichen
Nachbarn zur EU den Wettbewerb um die
günstigsten Standorte für Unternehmen
verschärfen. Inwieweit dies Folgen für den
deutschen Arbeitsmarkt hat, wird nicht zu-
letzt davon abhängen, wie erfolgreich die
Arbeitnehmer in den Beitrittsländern da-
mit sind, eine Angleichung ihrer Löhne und
Arbeitsbedingungen an die Bedingungen in
den alten EU-Staaten durchzusetzen. ∏

Andreas Spannbauer

Reemtsma will West auch in Polen absetzen
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Acquis Communautaire
Wörtlich übersetzt: Gemeinschaftlicher Besitz-
stand. Er umfasst den Inhalt der Grundlagenver-
träge der EU, die Rechtsvorschriften und die
Rechtsprechung des Gerichtshofs, die ange-
nommenen Erklärungen und Entschließungen,
die Rechtsakte der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik, die in den Bereichen Justiz
und Inneres vereinbarten Rechtsakte, die von
der Gemeinschaft geschlossenen internationa-
len Abkommen und die Abkommen, die die Mit-
gliedstaaten untereinander in Bereichen schlie-
ßen, die unter die Kompetenz der EU fallen. Die-
ser Besitzstand entwickelt sich ständig weiter
und muss prinzipiell von jedem neuen Mitglied
der EU vollständig übernommen werden.
Tatsächlich zeigt sich die bisherige EU jedoch
beispielsweise einigermaßen großzügig, wenn es
um ökologische Standards geht. Weil nicht da-
von ausgegangen werden kann, dass die neuen
Länder sofort in der Lage sein werden, den ge-
samten Umwelt-Acquis sofort und lückenlos zu
übernehmen, werden schon mal Übergangsfris-
ten vereinbart – was nicht immer auf Gegenlie-
be bei den übrigen Mitgliedstaaten stößt, die
sich dadurch benachteiligt fühlen, dass sie unter
strengeren Umweltauflagen produzieren müs-
sen als ihre Nachbarn.

Aktionsprogramm Jugend
Das Programm ist das vorrangige Instrument
der EU zur Förderung der Zusammenarbeit im
Jugendbereich. Wesentliche Ziele sind die ver-
stärkte Einbeziehung von benachteiligten Ju-
gendlichen in alle Aktivitäten sowie die Unter-
stützung und Entwicklung von multilateralen
Projekten und Netzwerken. Das Programm be-
gann 1999, hat eine Laufzeit von sieben Jahren
und ist dafür mit 520 Millionen Euro ausgestat-
tet. Verantwortlich für die Umsetzung ist die EU-
Kommission.
www.jugendfuereuropa.de

Charta der Grundrechte
In der Charta der Grundrechte der EU ist die Ge-
samtheit der bürgerlichen, politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Rechte der europäi-
schen sowie innerhalb der EU lebenden Bürger
zusammengefasst. Sie umfasst sechs große Ka-
pitel: die Würde des Menschen, Freiheiten,
Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justi-
zielle Rechte.
www.europarl.eu.int/charter/default_de.htm

EBRD
Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung (EBRD) wurde 1991 errichtet. Sie soll
den Übergang zur offenen Marktwirtschaft und
privates und unternehmerisches Handeln in den
Ländern Mittel- und Osteuropas und der Ge-
meinschaft Unabhängiger Staaten fördern. Mit
ihren Investitionen soll sie den Privatsektor un-
terstützen und die Infrastruktur entwickeln hel-
fen. Ihre Aufgabe ist es, den Wandel zu »kataly-
sieren«. Das geschieht, indem sie Kofinanzierung
und direkte Auslandsinvestitionen des privaten
und öffentlichen Sektors fördert, zur Mobilisie-
rung von Inlandskapital beiträgt und technische
Zusammenarbeit in einschlägigen Bereichen an-
bietet. Sie arbeitet eng mit internationalen Fi-
nanzinstitutionen zusammen. Zumindest ihren
Statuten nach fördert sie eine »im Hinblick auf
die Umwelt verantwortungsbewusste und nach-
haltige Entwicklung«.

EIB
Die Europäische Investitonsbank (EIB) ist quasi
die Hausbank der EU. Ihre Aufgabe ist es, zur In-
tegration, zur ausgewogenen Entwicklung und
zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt der Mitgliedsländer der Union beizutragen.
Zu diesem Zweck nimmt sie Geld auf den Kapi-
talmärkten auf und stellt es zu günstigsten Be-
dingungen für Investitionsvorhaben bereit, die
der Verwirklichung der Ziele der Union dienen.

EGB
Im Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB, sie-
he auch Seite 15) haben sich die nationalen Dach-
verbände der Gewerkschaften in den europäi-
schen Ländern zusammengeschlossen. Er sieht
seine Aufgaben darin, die sozialen Defizite der
Integration aufzuzeigen, die Arbeitslosigkeit zu
bekämpfen, aber auch den sozialen Dialog mit
den Arbeitgeberorganisationen zu fördern.
www.etuc.org

ERT
Der Europäische Runde Tisch (ERT) der Indus-
triellen ist ein Zusammenschluss von knapp 50
europäischen Topmanagern. Er wurde 1983 ge-
gründet und versteht sich als Lobbyorganisati-
on von Arbeitgeber- und Industrieinteressen.

EU-Haushalt
Der Finanzrahmen der Europäischen Union er-
gibt sich aus den Beiträgen ihrer Mitgliedslän-

der und wird jedes Mal hart verhandelt. Zuletzt
zahlten die EU-Länder etwa 0,98 Prozent ihres
nationalen Bruttoinlandsprodukts in die ge-
meinsame Kasse. Möglich wären bis zu 1,24
Prozent – eine Grenze, die die EU-Kommission
gerne ausschöpfen würde. Damit würde der
EU-Haushalt bis zum Jahr 2013 von derzeit
knapp 100 auf 154 Milliarden Euro anwachsen.
Der größte Teil des Geldes wird für Agrarsub-
ventionen und Strukturhilfen ausgegeben.
Manche Länder erhalten über diese Beihilfen
mehr Geld zurück als sie einzahlen. Sie gehören
zu den so genannten Netto-Empfängern. An-
dere, darunter Deutschland, zahlen mehr als sie
zurückbekommen. Sie sind die Nettozahler.

EU-Kommission
Die EU-Kommission ist das ausführende Organ
der EU. Sie schlägt Rechtsvorschriften, politi-
sche Maßnahmen und Aktionsprogramme vor.
Sie besteht derzeit aus 20 Mitgliedern, die alle
fünf Jahre jeweils ein halbes Jahr nach der Wahl
des Europaparlamentes eingesetzt werden. Je
zwei kommen aus Frankreich, Deutschland, Ita-
lien, Spanien und Großbritannien, je einer aus
den anderen Mitgliedsstaaten. Den neuen Kom-
missionspräsidenten wählen die Regierungen
der Mitgliedsstaaten, der dann mit ihnen ge-
meinsam die restlichen Kommissare bestimmt.
Aktueller Präsident ist der Italiener Romano Pro-
di. Die laufende Amtszeit endet am 31. Oktober
2004. Weil die Zahl der Kommissare nach der Er-
weiterung ohnehin zunimmt, bekommen auch
die großen Länder dann nur noch ein Amt.

Europaparlament
Das Europäische Parlament ist das direkt ge-
wählte gesetzgebende Organ der EU. Sein Sitz ist
in Straßburg. Die Wahlen finden alle fünf Jahre
statt, das nächste Mal im Juni 2004. Die Mitglie-
der sind nicht nach nationalen Blöcken, sondern
in europaweiten Fraktionen organisiert, zu de-
nen alle wichtigen politischen Parteien aus den
Mitgliedsstaaten zusammen gefasst sind. Das

Was ist was in Europa?

Projektassistent beim
britischen Gewerk-
schaftsverband TUC: 
»Ich glaube, dass die
EU-Osterweiterung
die EU stärken, aber
auch die Ungleich-
gewichte innerhalb

der Union vergrößern wird.«
Wäre ich EU-Präsident, würde ich…
»…versuchen, die Zusammenarbeit und den
Austausch von Ideen auf allen Ebenen der
Gesellschaft – also beispielsweise sowohl
unter Studierenden wie unter Beschäftigten
– zu ermöglichen und zu unterstützen. Die
Menschen sollten die Chance haben, sich
aktiv in die EU einzubringen, wenn sie es
denn wollen«. ∏

Andy Moss (Großbritannien)

Mitglied der Freien
Gewerkschaften
Belarus: 
»Die EU-Osterwei-
terung wird definitv
positive wirtschaft-
liche Veränderun-
gen bringen. Aber

die größte Sorge der Gewerkschaften muss
es sein, die Wirtschaft zu zwingen, weder
die Menschenrechte noch die Lebensstan-
dards zu verschlechtern.«
»Aber wenn Belarus nicht bald von Demo-
kraten regiert wird, könnte die Kluft zwi-
schen der EU und Belarus dramatisch wer-
den.« ∏

Natallia Bykava (Belarus)



extra   soli aktuell   11

glossar

Europaparlament teilt sich die gesetzgebende
Gewalt und die Entscheidung über den Haushalt
mit dem Europäischen Rat, es übt eine demo-
kratische Kontrolle über die Organe der EU und
insbesondere über die Kommission aus.

Europarat
Obwohl es so klingt, ist der Europarat keine Ein-
richtung der EU, sondern eine 1949 gegründete
zwischenstaatliche Organisation, die unter an-
derem zur Aufgabe hat, Menschenrechte zu
schützen, die kulturelle Vielfalt Europas zu för-
dern und gesellschaftlichen Problemen wie Ras-
sismus und Intoleranz entgegenzutreten. Er hat
unter anderem die Europäische Menschen-
rechtskonvention erarbeitet und den Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte einge-
setzt. Sein Sitz ist Straßburg und er hat derzeit
45 Mitglieder, zu denen auch die 15 EU-Staaten
zählen.

Europäische Verfassung
Im Dezember 2001 berief der Europäische Rat
auf seinem Treffen im belgischen Laeken den
Konvent ein, der sich unter anderem mit der Fra-
ge einer gemeinsamen Europäischen Verfassung
beschäftigen sollte. Sie soll die Union nach ihrer
Erweiterung handlungsfähig erhalten. Der Kon-
vent, dem neben dem Vorsitzenden Valéry Gis-
card d’Estaing und seinen Stellvertretern Giulia-
no Amato und Jean Luc Dehaene Vertreter der
Staats- und Regierungschefs der Mitglieds- und
der Beitrittsländer sowie Vertreter der jeweiligen
nationalen Parlamente, des Europaparlaments
und der Europäischen Kommission angehörten,
hat einen Entwurf erarbeitet und ihn am 18. Juli
2003 dem Europäischen Rat überreicht. Dem
Plan zufolge soll die Europäische Verfassung bis
Ende 2006 von allen Mitgliedstaaten per Parla-
mentsbeschluss oder Volksentscheid ratifiziert
werden. Allerdings ist bislang nicht einmal der
erste Schritt getan. Auf einem Gipfeltreffen am
12./13. Dezember 2003 in Brüssel konnten sich
die Staats- und Regierungschefs nicht auf einen
gemeinsamen Entwurf einigen.
Entwurf: http://european-convention.eu.int zu finden

Europäische Verträge
Die europäische Integration beruht auf vier
Gründungsverträgen: dem Vertrag über die

Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl (EGKS), der am 18. April 1951 in
Paris unterzeichnet und am 23. Juli 2002 ausge-
laufen ist, dem Vertrag zur Gründung der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
und dem Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Atomgemeinschaft (Euratom), die beide
am 25. März 1957 in Rom unterzeichnet wurden
(Verträge von Rom) sowie dem Vertrag über die
Europäische Union, der am 7. Februar 1992 in
Maastricht unterzeichnet wurde und aus der
EWG die »Europäische Gemeinschaft« (EG)
und letztlich die Europäische Union (EU) mach-
te. Diese Verträge wurden mehrfach geändert
und ergänzt – unter anderem durch den Brüs-
seler Fusionsvertrag vom 8. April 1965, der zur
Einsetzung einer gemeinsamen Kommission
und eines gemeinsamen Rates führte, und
durch den am 26. Februar 2001 unterzeichneten
Vertrag von Nizza, der seitdem – und bis zur
Verabschiedung einer gemeinsamen Verfas-
sung – Grundlage der Arbeit ist. Er legt bei-
spielsweise die Arbeitsweise der EU-Organe
und Institutionen fest und regelt das Abstim-
mungsverfahren.

EWSA
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss (EWSA) stellt quasi die Stimme der Bür-
gergesellschaft dar. Er ist ein beratendes Organ,
das Arbeitgeber, Gewerkschaften, Landwirte,
Verbraucher und andere Interessengruppen ver-
tritt. Bevor die EU Beschlüsse über Wirtschafts-
und Sozialpolitik fällt, muss die Stellungsnahme
des EWSA eingeholt werden. Er besteht aus der-
zeit 222 Mitgliedern, die jeweils von ihren Regie-
rungen vorgeschlagen werden. Politisch sind sie
jedoch unabhängig. Eine Amtsperiode dauert
vier Jahre.

Gipfeltreffen 
oder Europäischer Rat
Der Europäische Rat besteht aus den Staats-
und Regierungschefs aller EU-Staaten sowie
dem Präsidenten der EU-Kommission. Der Eu-
ropäische Rat tagt viermal jährlich, legt die all-
gemeinen Leitlinien der EU fest und überprüft
die Fortschritte. Er ist das oberste Entschei-
dungsgremium in der EU. Deshalb werden seine
Tagungen als Gipfeltreffen bezeichnet.

Kopenhagener Kriterien
Im Juni 1993 hat der Europäische Rat auf seinem
Treffen in Kopenhagen den Staaten Mittel- und
Osteuropas das Recht eingeräumt, der EU bei-
zutreten, wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen.
Demnach müssen sie nachweisen, dass sie poli-
tisch stabil sind, also für eine demokratische
und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung
der Menschenrechte sowie die Achtung und
den Schutz der Minderheiten in ihrem Land ga-
rantieren können. Darüber hinaus müssen sie
eine funktionstüchtige Marktwirtschaft vor-
weisen und den Acquis communautaire (siehe
oben) übernehmen.

Rat der Europäischen Union
Der Rat der Europäischen Union, auch Minister-
rat genannt, umfasst die nationalen Minister ei-

nes Ressorts aller EU-Staaten. Er tritt regel-
mäßig zusammen, um Detailbeschlüsse zu fas-
sen und europäische Rechtsvorschriften anzu-
nehmen.

Regionale EU-Förderpolitik
Die regionale Förderpolitik der EU, auch Struk-
turpolitik genannt, soll Ungleichheiten in der
Entwicklung einzelner Regionen ausgleichen
helfen (siehe auch Seite 14). Sie richtet sich vor-
rangig an drei Zielgebieten aus: Zum »Ziel 1«
zählen Regionen mit Entwicklungsrückstand.
Diese haben Anspruch auf besondere Hilfe,
wenn ihr Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (das
heißt der Wert der gesamten Wirtschaftsleis-
tung dividiert durch die Bevölkerung) weniger
als 75 Prozent des EU-Durchschnitts beträgt. Die
Gebiete erhalten die höchste Förderstufe. Unter
dem »Ziel 1« sind auch die neuen Bundesländer
förderfähig. Derzeit liegen noch alle ostdeut-
schen Länder mit ihrer Wirtschaftskraft unter
dem EU-Durchschnitt. Ost-Berlin ist seit dem
1. Januar 2000 nicht mehr im »Ziel 1«-Gebiet. Zu
dem Gebiet »Ziel 2« zählen Regionen, die Hilfe
brauchen, um Probleme auszugleichen, die
durch rückläufige Wirtschaft entstanden sind. In
der Regel herrscht hohe Arbeitslosigkeit. In Rah-
men der »Ziel-2«-Förderung erhalten verschie-
dene Regionen Westdeutschlands sowie der
Westteil Berlins Hilfen. ∏

Teamerin bei der IG
Metall: 
»Die EU-Osterwei-
terung wird die Ost-
grenzen nach Osten
verschieben.«
»Vorteil ist, dass die
Beitrittsländer nicht

länger vom gemeinsamen Markt ausgeschlos-
sen sind. Der Nachteil ist, dass sich die EU
insgesamt noch mehr vom Rest der Welt ab-
schottet und an Stärke gewinnt – womöglich
auch militärisch. Im schlimmsten Fall wird
Deutschland hegemoniale Macht in Europa.«
Wäre ich EU-Präsidentin, würde ich…
»…alle Grenzen öffnen.« ∏

Anja Willmann (Deutschland)

Journalistin bei der
NSZZ Solidarnosc:
»Europa braucht Ru-
he und Sicherheit.«
»Vorteile der Erwei-
terung sind, dass die
Grenzen aufgeho-
ben sind und es we-

niger Probleme gibt, in anderen Ländern zu
arbeiten. Der Nachteil ist, dass wir eine
schwere Zeit durchmachen müssen, bis wir in
den Beitrittsländern unsere Strukturen denen
innerhalb der jetzigen EU angepasst haben.«
Wäre ich EU-Präsidentin, würde ich…
»… die Subventionen abbauen und versu-
chen, auf Asien zuzugehen.« ∏

Marta Pawlaczyk (Polen) 

Mitglied der Jugend-
sektion der litaui-
schen Gewerkschafts-
föderation LPSK:
»Nach der EU-
Osterweiterung
werden die stärks-
ten Länder weiter-

hin über die schwachen herrschen. Und die
Arbeitskräfte der schwächeren werden in
die stärkeren Länder abwandern.«
»Ich glaube, dass die EU zusammen brechen
wird. Und das ist gut, weil sich dann etwas
Neues gründen kann.«
Wäre ich EU-Präsident…
»…würde ganz Europa glücklich leben.« ∏

Gytis Pleskunas (Litauen)
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Die Gewerkschaftslandschaft
in den Beitrittsländern ist viel-
fältig, aber auch unübersicht-
lich, und der Transformations-
prozess hat vielen Interessen-
vertretern Minuspunkte einge-
bracht. Ein Interview mit Ost-
experte Frank Hantke

Herr Hantke, mit der Osterweiterung kom-
men nicht nur neue Länder in die Europäi-
sche Union, es gibt auch eine Vielzahl neuer
Interessenvertreter. Wie lässt sich die Ge-
werkschaftsszene in Osteuropa charakteri-
sieren?

FFrraannkk  HHaannttkkee::  Es gibt riesige Unterschiede,
weil jedes Land in Osteuropa seine eigenen
Gewerkschaftstraditionen hat. Vor allem
das Prinzip der Betriebsgewerkschaften ist
bei uns kaum bekannt. Diese übernehmen
die Aufgaben, für die bei uns die Betriebs-
räte verantwortlich sind. Darüber hinaus
haben sie Tarifhoheit und sind autonom. Sie
können sich übergeordneten Organisatio-
nen anschließen, müssen das aber nicht. 

Was bedeutet das praktisch?

In Polen existieren etwa 25.000 Gewerk-
schaften, die alle eigene Rechtspersonen
sind. Die meisten davon haben sich zwar
Dachorganisationen angeschlossen – aber
eben nicht alle. In manchen Betrieben gibt
es daher sechs oder sieben verschiedene
Gewerkschaftsorganisationen. Den Mit-
gliedern ist aber die Form nicht so wichtig.
Ihnen ist wichtig, was sie davon haben. 

Durch den Transformationsprozess und die
häufig extrem schnellen Privatisierungen
sind die Bedingungen für Gewerkschaften
in den Beitrittsländern schwierig. Wie kön-
nen sie ihre Interessen durchsetzen? 

In der Wendezeit sind in allen Ländern von
den Arbeitsministern institutionelle Foren
eingerichtet worden, wo Arbeitgeber und
Gewerkschaften gemeinsam mit der Regie-
rung über Rahmendaten und die Tarifpolitik
verhandelten. Dieser Versuch ist aber, von
wenigen Ausnahmen abgesehen, ver-
gleichsweise uneffektiv geblieben. 

Was heißt das für die Mitbestimmung? 

Die Beitrittsländer haben sich zwar weitge-
hend den EU-Grundrechten angepasst. Das

heißt, wir haben in vielen Fällen minimale
Mitbestimmungs- und Konsultationsrech-
te. Aber die Praxis sieht anders aus: Die
kleinen und mittleren Betriebe sind kaum
organisiert. Die großen betrieblichen Struk-
turen werden abgebaut, während der
Dienstleistungsbereich wächst. 

Ist das in allen Ländern ähnlich?

In der Slowakei sind beispielsweise über 95
Prozent der Unternehmen kleine und mitt-
lere Betriebe. Und dort haben es Gewerk-
schaften traditionell sehr schwer, die Be-
schäftigten zu organisieren. In Polen gibt es
zwar noch sehr viele Staatsbetriebe. Aber
das sind natürlich wiederum Firmen, denen
es nicht gut geht. Und dort sind die Ge-
werkschaften am stärksten – wie etwa im
öffentlichen Dienst. Die Frage stellt sich
übrigens genauso in Westeuropa. Die alten
EU-Staaten haben die gleichen Schwierig-
keiten, Gewerkschaften in den kleinen und
mittleren Betrieben zu organisieren. 

Je nach Branche produziert der Transfor-
mationsprozess Gewinner und Verlierer.
Gibt es überhaupt die Möglichkeit, eine ge-
meinsame Position zu finden? 

Natürlich gibt es ganz unterschiedliche In-
teressen, aber die gibt es auch innerhalb ei-
ner Branche. Da haben wir das marode
Stahlwerk, wo die Arbeitnehmer entweder
mit Glück ihren Arbeitsplatz erhalten oder
aber in vielen Fällen nur noch über die Ab-
findungen verhandeln können. Die Auto-
mobilbranche hingegen floriert, weshalb

dort ganz andere Themen präsent sind. Wir
haben unterschiedliche Qualifikationsgrade
innerhalb einer Branche und natürlich auch
zwischen den verschiedenen Branchen, wo
Kollegen schon über Jahre international mit
ihren Pendants in den anderen Ländern zu-
sammenarbeiten. Da wird eine ganz andere
Sprache gesprochen. Hier wirkt sich nun
die verquere Struktur der Betriebsgewerk-
schaften aus. In Polen gibt es im privatwirt-
schaftlichen Bereich keinen Flächentarif.
Nirgendwo. Es gibt nur betriebliche Tarif-
verträge. Das heißt, in einer Branche kön-
nen Buden, die insgesamt vielleicht nur
zehn Kilometer auseinander liegen, völlig
verschiedene Abschlüsse erzielen. Oder es
gibt gar keine Vereinbarung, weil die Be-
triebsvertretungen einfach zu schwach sind.
Die kleinsten Gewerkschaften haben oft
keine tausend Mitglieder. Die größte in Po-
len hat 200.000 Mitglieder, das sind die
Lehrer. Ein Bund, die OPZZ, hat 106 Mit-
gliedsorganisationen. Mit der Bauernge-
werkschaft haben wir im Übrigen nichts zu
tun. Sie bildet auch eine Partei, die Samob-
rona, eine rechte, zum Teil faschistoide Or-
ganisation. Sie ist auch von den anderen Ge-
werkschaften isoliert. 

Welche Hoffnungen oder Befürchtungen
verbinden die Gewerkschaften denn mit
der Osterweiterung? 

Die EU-Osterweiterung stellt mittlerweile
zwar niemand mehr ernsthaft in Frage. Pro-
blematisch ist es aber in den Betrieben, die
wegen der Globalisierung und der EU-Inte-

»Die Attraktivität für
Jugendliche ist überschaubar«

»Den Mitgliedern ist die Form nicht so wichtig. 
Ihnen ist wichtig, was sie davon haben.«
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gration geschlossen werden müssen. Für
die Entlassenen ist der Schuldige dann
natürlich klar: die EU. Dass es vermutlich
auch ohne die Osterweiterung dazu ge-
kommen wäre, sehen viele nicht. 

Auch in Deutschland gehen viele davon
aus, dass sich durch die EU-Osterweiterung
die Bedingungen für die Gewerkschaften
verschlechtern können.

Es gibt natürlich krasse Fälle, in denen ganze
Verlagerungen stattgefunden haben. Man
muss allerdings auch dazu sagen, dass deut-
sche Unternehmen insgesamt von der Er-
weiterung profitieren, während es für Polen,
Tschechen und Slowaken schon wieder ganz
anders aussieht. Durch die Öffnung der
Grenzen sind viele osteuropäische Produkte
nicht mehr konkurrenzfähig. In Polen findet
man im Handelsbereich fast nur noch Multis:
französische, deutsche oder britische Kon-
zerne. In den baltischen Ländern sind es die
skandinavischen Multis. Die Menschen dort
haben sehr schnell mit Globalisierung zu
tun gehabt und sie sehr deutlich gespürt, viel
schneller als etwa in Deutschland. 

Die Jüngeren können sich zumeist besser
auf die schnelle Transformation einstellen.

Sind die Gewerkschaften für Jugendliche im
Osten noch attraktiv? 

Mir soll keiner erzählen, dass sich die deut-
schen Gewerkschaften gegenüber jungen
Arbeitnehmern besonders attraktiv darstel-
len. So wie wir agieren, sind wir nicht be-
sonders anziehend für Jugendliche. In Ost-
europa kommt allerdings hinzu, dass es in
den meisten Ländern keine spezifischen Ju-
gendstrukturen in der Arbeitswelt gibt. Es
existiert eine schulische Berufsausbildung,
und junge Leute, die in den Betrieb kom-
men, sind Arbeitnehmer. Dadurch fällt ein
Betätigungsfeld für Jugendliche, wo sie sich
um ihre eigenen Belange im Rahmen der
Gewerkschaftsarbeit kümmern können,
einfach weg. Und da haben die Gewerk-
schaften auch nichts anzubieten. 

Außerdem ist die Durchsetzungs-
fähigkeit der Gewerkschaften in vielen
Fällen begrenzt, die Attraktivität für jün-
gere Menschen ist also überschaubar.
Man beginnt erst jetzt darüber nachzu-
denken, wie junge Leute überhaupt ange-
sprochen werden können, wie man ihre
spezifischen Themen aufgreifen kann.
Aber in vielen Gewerkschaften gibt es
nicht einmal einen Ansprechpartner für

das Thema Jugend, geschweige denn ei-
nen Jugendausschuss. 

Wo sehen Sie Perspektiven für die Gewerk-
schaften? 

Die Chancen werden sich in dem Maße er-
höhen, in dem der Gewerkschaftspluralis-
mus sinnvoll zusammengeführt wird.
Wenn die Gewerkschaften in der Lage
sind, in wichtigen Punkten gemeinsam zu
handeln. Polen ist das beste Beispiel. Das
Vertrauen in die Gewerkschaften und ihre
Durchsetzungsfähigkeit liegt prozentual
in den Umfragen leicht unter den von den
Gewerkschaften angegebenen Mitglie-
derzahlen. Das ist katastrophal. Wir haben
auf der anderen Seite in Tschechien eine
Gewerkschaft, die weitgehend geeint ist.
Und dort spielen die Gewerkschaften
auch eine gute, eine gestaltende Rolle. In
Ländern wie Polen gibts nur Streik oder
Niederlage. ∏

Interview: Anton Landgraf

Frank Hantke leitete bislang das
Gewerkschaftsprojekt für Mittel-
und Nordosteuropa bei der Frie-
drich-Ebert-Stiftung von Warschau
aus. Künftig wird er das regionale
Gewerkschaftsprojekt Südosteuro-
pa von Belgrad aus betreuen.

Die Beitrittsländer
Zypern (800.000 Einwohner)
Wichtigste Wirtschaftszweige sind der Finanz-
sektor, der Tourismus und die Handelsschiff-
fahrt. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im
Jahr 2002 betrug 15.218 Euro. 

Tschechische Republik 
(10,3 Millionen Einwohner)
Dass die Tschechische Republik eines der wirt-
schaftlich am weitesten entwickelten Beitritts-
länder ist, ist nicht zuletzt anhaltenden Investi-
tionen aus dem Ausland zu verdanken. Das Pro-
Kopf-BIP beträgt 7.250 Euro.

Republik Ungarn 
(10,2 Millionen Einwohner)
Der Nordosten Ungarns bleibt nach dem Zu-
sammenbruch der Kohle- und Stahlindustrie so-
zialer Brennpunkt mit bis zu 20 Prozent Ar-
beitslosigkeit und schwach entwickelter Infra-
struktur. Exporte sind Transportausrüstungen,
Maschinen und Elektrogeräte. Die Arbeitslosig-
keit betrug 2003 5,8 Prozent, das BIP 2002 6.876
Euro. 

Republik Lettland 
(2,26 Millionen Einwohner)
Sozialstaatliche Elemente des Wirtschaftssys-
tems sind in Form von Koalitionsfreiheit, Min-
destlohn, Arbeitslosenunterstützung, Kündi-
gungsschutz, Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall und Altersrente verwirklicht. Das Pro-Kopf-
Einkommen liegt bei etwa 3.393 Euro, die offizi-

elle Arbeitslosenquote betrug im Juli 2003 8,5
Prozent. Die wichtigsten Exporte der zu 98 Pro-
zent privatisierten lettischen Wirtschaft sind
Holz; Metallwaren, Chemikalien und Textilien. 

Republik Litauen 
(3,7 Millionen Einwohner) 
Der durchschnittliche Lebensstandard in Litau-
en liegt bei circa 30 Prozent des EU- Durch-
schnitts. Litauen gehört somit zu den ärmsten
EU-Beitrittskandidaten. Das durchschnittliche
Monatsgehalt betrug 2002 332 Euro, der Min-
destlohn liegt bei 125 Euro. Ende 2002 lag die Ar-
beitslosigkeit nach offiziellen Angaben bei 10,9
Prozent. Das Pro-Kopf-BIP beträgt rund 3.100
Euro. Wichtigste Exportgüter sind Textilien und
Mineralölprodukte. 

Republik Estland 
(1,36 Millionen Einwohner)
Estland ist seit 1991 unabhängig und exportiert
Maschinen und Elektroprodukte (vor allem im
Auftrag der skandinavischen Kommunikations-
industrie) sowie Holz- und Textilprodukte, 70
Prozent aller Exporte gehen schon jetzt in die
EU. Die Arbeitslosigkeit betrug 2002 10,3 Pro-
zent, das BIP pro Kopf 4.472 Euro. 

Malta (390.000 Einwohner) 
Die Insel ist seit 1964 von Großbritannien unab-
hängig. Malta hat eine sehr offene im- und ex-
portabhängige Marktwirtschaft, die wichtigsten
Exportgüter sind Elektronik, Maschinen und
Transportmittel. Problembereiche sind der öf-
fentliche Sektor und die Werftindustrie. Trocken-
docks und Werften arbeiten defizitär und wer-

den staatlich unterstützt. Der geplante Stellen-
abbau erfolgt nur langsam gegen gewerkschaft-
lichen Widerstand. Das BIP pro Kopf beläuft
sich auf 10.500 Euro. Die Arbeitslosenquote
blieb 2002 fast gleich und betrug ca. 5,2 Prozent.

Polen (38,61 Millionen Einwohner) 
Die Arbeitslosigkeit liegt um die 18 Prozent, das
BIP pro Kopf bei 5.169 Euro. Dominierende In-
dustrien sind die Metallverarbeitung, die Stah-
lindustrie, die Textilindustrie und die Chemiein-
dustrie. Die polnische Landwirtschaft zeichnet
sich durch einen sehr hohen Anteil kleiner Be-
triebe, mangelhafte Infrastruktur im ländlichen
Raum und das weitgehende Fehlen von Be-
schäftigungsalternativen aus. 

Slowakische Republik 
(5,89 Millionen Einwohner) 
Fast jeder Fünfte ist arbeitslos (18,5 Prozent).
Den größten Anteil der Industrieproduktion
nehmen immer noch der Maschinen- und Fahr-
zeugbau sowie die chemische und pharmazeu-
tische Industrie, Energieerzeugung und Metall-
produktion ein. Langsame Privatisierungspolitik
und geringer Zufluss ausländischen Kapitals ver-
zögerten die Restrukturierung der Betriebe.
Ausfuhren sind vor allem Transportmittel, Ma-
schinen und Anlagen sowie Elektronik. 

Slowenien (1,9 Millionen Einwohner)
Das BIP pro Kopf liegt bei 16.310 Euro (vergleich-
bar mit Portugal und Griechenland), die Arbeits-
losigkeit bei sechs Prozent. Wichtigste Export-
produkte sind Fußbekleidung, Möbel, Haus-
haltswaren, Maschinen und Transportmittel. ∏

ö ko n o m i s c h e  dat e n
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Die EU-Strukturpolitik steht
nach der Erweiterung vor neu-
en Herausforderungen. Für
den Aufbau Ost ist sie von ent-
scheidender Bedeutung.

uch der Laie hat die klangvollen
Kürzel der Brüsseler Fördertöpfe
schon einmal aufgeschnappt, aus

denen Milch und Honig für schwach ent-
wickelte europäische Regionen fließen:
EFRE, ESF und EAGFL werden die Struktur-
fonds für Regionalentwicklung, Soziales und
Landwirtschaft abgekürzt. Mit rund 30 Mil-
liarden Euro jährlich bilden sie den zweit-
größten Haushaltposten der Europäischen
Union und machen etwa ein Drittel der EU-
Gesamtausgaben aus. Ebensoviele Struktur-
mittel fließen im Laufe der gegenwärtigen
sechsjährigen Förderperiode auch nach
Deutschland, knapp 60 Prozent davon nach
Ostdeutschland. Im nationalen Rahmen ent-
spricht die so genannte Gemeinschaftsauf-
gabe (GA) von Bund und Ländern dieser eu-
ropäischen Strukturpolitik. Sie ist für den
Aufbau Ost von besonderer Bedeutung.
Wenn diese Förderperiode 2006 endet, wird
die EU auf 25 Mitglieder angewachsen sein.
Und es sind bekanntlich nicht die wohlha-
bendsten Länder, die beitreten.

Daraus ergeben sich vor allem zwei Pro-
bleme, die inzwischen eine Diskussion um
die grundsätzliche Neuordnung der Struk-
turpolitik nach 2006 ausgelöst haben. Die

zehn Aufnahmekandidaten drücken näm-
lich das durchschnittliche Bruttoinlands-
produkt pro Einwohner in der gesamten EU
deutlich. Dieser Durchschnittswert be-
stimmt aber die Auswahl der »Ziel-1«-Ge-
biete, die weniger als drei Viertel dieses
Wertes erreichen und Höchstförderung ge-
nießen. Durch den statistischen Effekt wür-
den außer den Gegenden um Dessau und
Chemnitz alle ostdeutschen Regionen meist
knapp über die Fördermarke angehoben
und damit ihren vorrangigen Förderstatus
verlieren. Betroffen wären allerdings auch
Regionen in West- und Südeuropa, in Öster-
reich beispielsweise das Burgenland.

Die ostdeutschen Länder haben deshalb
EU-Regionalkommissar Michel Barnier
schon im April 2003 ein gemeinsames Posi-
tionspapier vorgelegt, das im Grunde bis
heute Bestand hat. Darin fordern sie, weiter
wie ein »Ziel-1«-Gebiet behandelt zu wer-
den, ohne dass die Kriterien und Förde-
robergrenzen prinzipiell geändert würden.
Barnier versprach jedoch nur eine »gerech-
te und angemessene« Förderung im Rah-
men einer Übergangsphase. Dahin tendiert
auch die Bundesregierung. 

Werden deutsche Friseure entlang von
Oder und Neiße damit überleben können,
oder werden Betriebe in den bisherigen EU-
Grenzregionen einem zu starken Lohndruck
ausgesetzt sein? Sachsen forderte stets ein
Sonderprogramm, dass auf die bestehende

Förderung aufgesetzt werden könnte. Mit
den im Sommer 2001 zur Verfügung ge-
stellten 195 Millionen Euro für alle 23 ge-
samteuropäischen Grenzregionen zeigte
sich Europaminister Stanislaw Tillich bis-
lang unzufrieden. Mit der EU-Erweiterung
wird sich nicht nur der Förderschwerpunkt
der Strukturpolitik vom Süden in den Osten
verlagern. Auf die Nettozahler der Gemein-
schaft, voran Deutschland, kämen auch
neue Belastungen zu. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb
schon vor einem Jahr in einem Eckpunkte-
papier vom Ziel möglichst gleichmäßiger
Regionalentwicklung verabschiedet. Wie im
Inland auch geht der Trend zur Konzentrati-
on auf »Leuchttürme«, Ballungsgebiete
oder »Wachstumskerne«. Die komfortable-
ren Förderungen der »Ziel-2/3«-Gebiete
sollten deshalb zugunsten der »Ziel-1«-Re-
gionen stark reduziert werden. Auch die
bündnisgrüne Bundestagsfraktion betont
in ihrem Positionspapier vom September
2003 zwar die Solidarität, öffnet sich aber
gleichfalls dem Konzentrationsmodell. Am
weitesten geht hierin eine Arbeitsgruppe
der Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung Hannover. Ob so die mit dem
Beitritt der zehn »Neuen« verschärften Ent-
wicklungsunterschiede innerhalb der EU
ausgeglichen werden können, steht aller-
dings dahin. ∏

Michael Bartsch

Verschärftes Wohlstandsgefälle

A

»Relevant sind die 
weichen Faktoren«
Regionalpolitik und regionale Strukturentwick-
lung stehen derzeit nicht im Mittelpunkt der öf-
fentlichen Wahrnehmung. Im Gegenteil, die
Bundesregierung plant, ein wesentliches struk-
turpolitisches Instrument, die Gemeinschafts-
aufgabe »Regionale Wirtschaftsstruktur«, ent-
scheidend einzuschränken: Der Bundeshaushalt
2004 sieht den Einsatz der Fördermittel aus der
Gemeinschaftsaufgabe für die alten Ländern
nur noch als Option vor. Das dokumentiert ein
schwindendes Interesse an regionaler Struktur-
entwicklung. 

Dabei ist regionale Strukturentwicklung das
Rückgrat einer Volkswirtschaft: Sie schafft die
Bedingungen, die Städten und Regionen er-
laubt, im nationalen und internationalen Stan-
dortwettbewerb zu bestehen. Und die Schaf-
fung solcher Rahmenbedingungen ist – gerade
im Osten Deutschlands – wichtiger denn je. 

Für den DGB und seine Gewerkschaften ist
regionale Strukturpolitik daher ein wichtiges Po-
litikfeld. Sie treten entschieden für arbeits-
orientierte regionale Strukturpolitik ein, deren
erstes Ziel mehr Beschäftigung im Rahmen eines
nachhaltigen und qualitativen Wachstums ist. 

Es geht darum, Regionen Perspektiven zu
geben und sie für die Menschen, die dort leben
oder leben wollen, attraktiv zu machen. Für den
Standortwettbewerb sind deswegen nicht nur
die »harten«, sondern insbesondere »weiche«
Infrastrukturen wie Schulen und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten, Freizeitmöglichkeiten und
kulturelles Angebot relevant. Diese verschiede-
nen Faktoren lassen sich im Rahmen des Kon-
zeptes der Nachhaltigkeit integrieren: In die
wirtschaftliche Entwicklung sollen ökologische
und soziale Kriterien integriert, die Regional-
entwicklung muss in diesem Sinne an die Be-
dürfnisse ihrer Bewohner angepasst werden. 

Ein wichtiger Hebel für die Durchsetzung
dieser gewerkschaftlichen Anliegen in der re-
gionalen Strukturpolitik sind die nationalen

und europäischen Gelder für regionale Wirt-
schafts- und Strukturpolitik. Wofür Struktur-
fördermittel ausgegeben werden, zeigt die Pri-
oritätensetzung in der Strukturpolitik. Innova-
tive Ansätze enthält vor allem die Europäische
Strukturförderung. Sie setzt auf die Durch-
führung integrierter Projekte des Regionalma-
nagements, in denen gezielt die Kooperation
aller relevanten Akteure einer Region geför-
dert wird. Außerdem ermöglichen die europäi-
schen Fonds Einbeziehung der Sozialpartner
nicht nur in die Projektarbeit, sondern vor al-
lem auch in die Planung und Umsetzung der
Förderung auf Bundes- und auf Landesebene.
Diese Art von Transparenz ist wichtig, um gute
Ideen und Phantasie zum Zug kommen zu las-
sen. Nur die gezielte Kombination der ver-
schiedenen Kompetenzen kann letztlich dazu
führen, die Ziele regionaler Strukturpolitik zu
erreichen. ∏

Katharina Erdmenger
Die Autorin arbeitet in der Abteilung Strukturpolitik des
DGB-Bundesvorstandes.

r e g i o n a l e  s t r u k t u r p o l i t i k
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europäisierung der gewerkschaften

Die Europäisierung der Ar-
beitsbeziehungen erfordert
auch eine Europäisierung der
gewerkschaftlichen Arbeit. Die
Strukturen dafür gibt es.

Die großen internationalen
Organisationen: IBFG, WVA und WGB 
Weltweit gibt es einen großen und zwei
kleinere Verbände, in denen sich nationale
Gewerkschaften oder ihre Dachverbände
und Bünde zusammen geschlossen haben:
Der größte und bedeutendste ist derzeit
der Internationale Bund Freier Gewerk-
schaften (IBFG, www.icftu.org), der sein
Hauptbüro in Brüssel hat. Er wurde 1949 –
unter Mitwirkung des DGB – gegründet und
finanziert seine Aktivitäten über Mitglieds-
beiträge, kooperiert eng mit der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) und arbei-
tet als Berater für diverse weitere Institu-
tionen der Vereinten Nationen. Kontakte
bestehen ebenfalls zum Internationalen
Währungsfonds (IWF), zur Weltbank und
zur Welthandelsorganisation (WTO). 

Der IBFG hat in 150 Ländern weltweit 231
Partner mit rund 158 Millionen Mitgliedern.
Darüber hinaus untergliedert er sich in drei
regionale Organisationen – APRO für die
Asien- und Pazifik-Region, AFRO für Afrika
und ORIT für Nord-, Mittel- und Südameri-
ka. Ursprünglich gehörte auch eine eu-
ropäische Regionalorganisation zum IBFG,
die aber 1969 aufgelöst wurde – aus ihr ging
der 1973 gegründete Europäische Gewerk-
schaftsbund hervor. Er ist unabhängig vom
IBFG, kann also auch Mitglieder aufneh-

men, die nicht zum Internationalen Verband
gehören. Beide Bünde kooperieren jedoch
sehr eng.

Der Weltverband der Arbeitnehmer
(WVA, www.cmt-wcl.org) steht in der Tradi-
tion des 1929 gegründeten und 1968 dann
umbenannten Internationalen Bundes
Christlicher Gewerkschafter. Er hat Mit-
gliedsorganisationen in rund 110 Ländern
auf allen Kontinenten und mehr als 26 Mil-
lionen Mitglieder, hauptsächlich aus Dritt-
weltstaaten.

Der Weltgewerkschaftsbund (WGB)
schließt vor allem kommunistische und ex-
kommunistische Gewerkschaften zusam-
men. Die Organisation steckt seit den Um-
wälzungen in den ehemals sozialistischen
Ländern in einer politischen Krise. Sie unter-
hält ein europäisches Regionalbüro in Athen.

Der Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB)
Dem Europäischen Gewerkschaftsbund
gehören 77 Gewerkschaftsdachverbände
aus 35 Staaten Europas mit 60 Millionen
Mitgliedern an. Zwei Gründe führten zu sei-
ner Gründung: einerseits suchten die Ge-
werkschaften ein wirksames Gegengewicht
zu den westeuropäischen Wirtschaftsverei-
nigungen EG und EFTA. andererseits
brauchten sie eine organisatorische Platt-
form, um den Anforderungen der europäi-
schen Integration »mit einer einheitlichen
Stimme zu begegnen«. Der EGB sieht seine
Aufgaben darin, die sozialen Defizite der In-
tegration aufzuzeigen, die Arbeitslosigkeit
zu bekämpfen, aber auch den Sozialen Dia-

log mit den Arbeitgeberorganisationen zu
fördern. Ein wichtiges Ergebnis in dieser
Richtung sind die Richtlinie zur Einführung
Europäischer Betriebsräte (EBR) von 1994
sowie das Europäische-Betriebsrätegesetz
von 1996 (s.u.). Noch ganz in den Anfängen
steckt die Europäisierung der Kollektivver-
trags- sprich Tarifverhandlungen, die ein
lohn- und sozialpolitisches Dumping in Eu-
ropa vermeiden sollen. 

Die Interregionalen 
Gewerkschaftsräte (IGR) 
In den IGR arbeiten alle regionalen Gewerk-
schaftsorganisationen einer Grenzregion zu-
sammen. Der erste IGR entstand 1976 in der
Grenzregion Saarland-Lothringen-Luxem-
burg (Saar-Lor-Lux), in der die Strukturpro-
bleme des Bergbaus und der Eisen- und
Stahlindustrie für eine Krise sorgten. Die
Dominanz dieser beiden Industriesektoren,
kapitalmäßige Verflechtungen über die Lan-
desgrenzen und das Risiko einer knallharten
Standortkonkurrenz zwangen die Vertreter
der regionalen Gewerkschaftsverbände zur
Zusammenarbeit bei der Wahrung der Rech-
te von Grenzarbeitnehmern, der Entwick-
lung einer grenzübergreifenden Beschäfti-
gungspolitik, dem Aufbau eines Sozialen
Dialogs mit den jeweiligen Arbeitgebern so-
wie der Mitarbeit in transregionalen EU-Pro-
grammen. Mittlerweile bestehen europa-
weit 40 Interregionale Gewerkschaftsräte,
davon 14 mit deutscher Beteiligung. 

Die Europäischen Betriebsräte (EBR) 
Nach dem Europäischen-Betriebsräte-Ge-
setz von 1996 haben die Beschäftigten eines
transnationalen Konzerns oder »gemein-
schaftsweit tätigen Unternehmens« das
Recht, einen Europäischen Betriebsrat
(EBR) zu gründen, wenn das Unternehmen
oder die Unternehmensgruppe mindestens
1.000 Beschäftigte in der Europäischen Uni-
on hat und in mindestens zwei dieser Län-
der jeweils wenigstens 150 Arbeitnehmer
beschäftigt. Ist nicht eindeutig klar, ob ein
EBR gegründet werden kann, können die Ar-
beitnehmer eine Auskunft über die Unter-
nehmensstruktur und die Beschäftigten-
zahlen in den europäischen Standorten ein-
holen. Inzwischen gibt es – unterschiedli-
chen Quellen zufolge –zwischen 600 und
800 Unternehmen, in denen Vereinbarun-
gen über die Einrichtung eines EBR getrof-
fen wurden. Das sind rund ein Drittel aller
Unternehmen – und damit etwa 60 Prozent
aller Beschäftigten, die in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie fallen. ∏

Internationale Solidarität

Funktionierende Zusammenarbeit: Der europäische Renault-Streik 1997

Fo
to

: R
eu

te
rs

/
E

-L
an

ce
-M

ed
ia



16   soli aktuell   extra    

jugendvertretung    

Eurobetriebsräte gibt es in den
multinationalen Unternehmen
bereits zu Hunderten. Doch
den Azubis und jungen Mitar-
beitern fehlt bislang eine eige-
ne Vertretung. Das soll sich än-
dern.

irbus ist ein guter Anfang. Denn
Airbus ist zunächst ein Luftfahrt-
unternehmen, aber es ist auch ein

Experiment, das sich zu einem europäi-
schen Vorzeigeunternehmen gemausert
hat. Und das in verschiedener Hinsicht. Als
die Deutsche Aerospace und die französi-
sche Aerospatiale sich 1970 zu einem Kon-
sortium zusammenschlossen, geschah das
vor allem, um Boeing, der übermächtigen
Konkurrenz aus den USA, ein europäisches
Schwergewicht entgegenzusetzen. 1971 trat
die spanische CASA bei, 1979 die British Ae-
rospace. Als sich alle Konsortiumsfirmen
außer British Aerospace im Jahr 2000 zur
European Aeronautic, Defense und Space
Company EADS zusammen taten, wandel-
ten sie auch den losen Zusammenschluss
Airbus in eine normale Gesellschaft um, die
Airbus SAS, die ihren Sitz in Toulouse hat.

Schon 1998 verkaufte Airbus mehr Modelle
als Boeing, aber erst im letzten Jahr hatte
das Unternehmen auch den höheren Um-
satz. Das Unternehmen beschäftigt welt-
weit 48.500 Menschen und hat allein in Eu-
ropa 16 Standorte in Frankreich, Deutsch-
land, Spanien und Großbritannien. 

Einen Europäischen Betriebsrat (EBR)
gibt es deshalb schon länger. Nun soll Air-
bus auch den Rahmen für ein weiteres Ex-

periment abgeben: für die Europäisierung
der Vertretungsstrukturen von Jugendli-
chen und Auszubildenden. 

Vorangetrieben wird das Projekt von Ja-
ques Bister und Michael Holdingshausen von
der DGB Jugend West. Aber auch ohne die –
bereits vorhandenen – Auslandskontakte des
Airbus-Betriebsrates und der gesamtdeut-
schen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung (JAV) wäre es schwierig geworden. 

Pilotprojekt bei Airbus

A

Ein Werkstattbericht
Immer mehr Jugendliche sind in multinationalen
Unternehmen beschäftigt und werden im Rah-
men ihrer Ausbildung auch häufig an Standorte
im Ausland entsendet. In den dortigen Arbeit-
nehmergremien haben sie jedoch keinerlei
Stimme. Das ist nicht nur eine praktische Erfah-
rung vieler Auszubildender, sondern lässt sich
auch durch Studien des Europäischen Gewerk-
schaftsinstituts stützen. Ein unhaltbarer Zu-
stand, finden Michael Holdinghausen und
Jacques Bister vom DGB West, die schon im
September 2003 ein Projekt starteten, das die
»Partizipation von Jugendlichen in multinatio-
nalen Unternehmen« gewährleisten und ver-
bessern soll. 

Schon im Vorfeld des Projekts hatten Bister
und Holdinghausen die internationale Jugendbil-
dungsarbeit mit bi- und trinationalen Seminaren
vorangetrieben sowie verstärkte Kontakte zu den
ausländischen Partnerorganisationen des DGB
West aufgenommen. Gemeinsam mit dem Fran-
zösischen Gewerkschaftsverband Force Ouvriere
in Dijon, der UGT Valencia, der CGIL Florenz so-
wie der ungarischen VdSZ beantragten sie bei der
Europäischen Kommission in Brüssel eine Förde-
rung für das transnationale Projekt. Unterstützt
wurden sie von der EGB-Jugend, dem Europäi-
schen Gewerkschaftsinstitut und dem Bundes-

bildungszentrum der DGB-Jugend. Schon ab Au-
gust 2003 konnte Jacques Bister mit der Vorbe-
reitung und Betreuung beauftragt werden. 

Anfangs ging es vor allem darum, über Da-
tenbanken des Europäischen Gewerkschaftsin-
stituts und andere Recherchewege Informatio-
nen zu den Standorten und Hauptsitzen der re-
levanten multinationalen Unternehmen zu sam-
meln. Als besonders schwierig stellte es sich
heraus, bei den Partnerorganisationen, also den
ausländischen Gewerkschaften, die richtigen
Ansprechpartner für den Bereich Jugend zu fin-
den. 

Vom 26. bis zum 31. Oktober trafen sich
schließlich alle zu einer ersten gemeinsamen
Besprechung in der Bildungsstätte der Arbei-
terkammer im Saarland in Kirkel. Dort ging es
darum, die jeweiligen Gewerkschaften und Ar-
beitnehmervertretungssysteme der anderen
Länder sowie den EGB und seine Arbeit kennen
zu lernen und erste gemeinsame Ziele zu veran-
kern. Außerdem sollten gemeinsame Schulun-
gen an den jeweiligen Standorten multinationa-
ler Unternehmen, die Jugendliche für eine ge-
meinsame europäische Vertretungsform sensi-
bilisieren können, entwickelt werden. Die Über-
legungen, welche multinationalen Unterneh-
men Standorte in den Regionen der beteiligten
Partnerorganisationen haben und welches sich
besonders für ein Best-Practice-Modell eignet,

konzentrierten sich schnell auf den Airbus-Kon-
zern – schließlich hatte die DGB-Jugend West
mit den dort beschäftigten Jugendlichen bereits
ein Jahr zuvor ein europäisches Seminar veran-
staltet, das zum Ziel hatte, Partizipationsmög-
lichkeiten für Jugendliche innerhalb des Eu-
ropäischen Betriebsrates (EBR) zu verankern. 

Zu einem zweiten Seminar im März im spa-
nischen Valencia waren auch verantwortliche
Gewerkschafter und Euro-Betriebsräte eingela-
den, mit denen gemeinsam die Basis für eine ak-
tive Beteiligung Jugendlicher an den Arbeiten
des EBR gelegt werden sollte. Im Mai 2004 fin-
det in Brüssel eine größere Internationale Kon-
ferenz statt, bei der die Verantwortlichen und
die Vorsitzenden der regionalen Dachverbände
gemeinsam mit dem EGB, den Europäischen Be-
triebsräten der bisher betroffenen multinatio-
nalen Unternehmen, der Europäischen Kom-
mission sowie Verantwortlichen der Einzelge-
werkschaften nach Möglichkeiten Ausschau hal-
ten werden, wie das Projekt auch zukünftig wei-
tergeführt und vor allem auf eine breitere
Grundlage gestellt werden kann. 

Potenzielle Teamer und Verantwortliche der
Jugendabteilungen der Einzelgewerkschaften
mit direktem Bezug zu multinationalen Unter-
nehmen sind herzlich eingeladen, Bister und Hol-
dinghausen zu kontaktieren. ∏       J. B.
Jacques.Bister@dgb.de

da s  b e s t- p r ac t i c e - m o d e l l  b e i  a i r b u s

Airbus: Experiment europaweite Zusammenarbeit
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jugendvertretung

ls ich mal wieder vor der nur halb-
versammelten Mannschaft des
EGB-Jugendvorstands stand und

mich nach dem Verbleib der Nichtanwesen-
den erkundigte, bekam ich zu hören, dass
diese wichtige Termine »zu Hause« hätten.
Dem Gesichtsausdruck der EGB-Jugendse-
kretärin war ein gewisses Unverständnis zu
entnehmen – schließlich sei doch die »EGB-
Jugend die EGB-Jugend«. 

Genau darin liegt das Dilemma: Ich ver-
trete seit über zwei Jahren die Gewerk-
schaftsjugend des DGB und des Öster-
reichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB)
bei der EGB-Jugend. Und seitdem ist mir
klar, dass »zu Hause« nur wenige Kollegen
von der EGB-Jugend wissen oder wissen
wollen. Und bei Interessierten herrscht oft
ein Missverständnis über Größe und Macht
der Organisation.

Der EGB vertritt 60 Millionen Gewerk-
schaftsmitglieder aus 35 Ländern, die in 77
nationalen Dachverbänden in ganz Europa

organisiert sind. Wer mit diesen giganti-
schen Zahlen im Hinterkopf nach Brüssel
fährt, wird enttäuscht sein, wenn er auf dem
Boulevard du Roi Albert II die gesamte EGB-
Machtzentrale auf nur zwei Büroetagen un-
tergebracht findet. 

Der erste Eindruck täuscht. Denn der Ein-
fluss des EGB wächst. Er vertritt die Interes-
sen seiner Mitglieder gegenüber der Spitze-
norganisation der europäischen Arbeitge-
berverbände, UNICE, dem Europaparlament
und der EU- Kommission. Außerdem organi-
siert er Kampagnen und Demonstrationen.

Bei der Jugend sieht das etwas anders
aus. Nicht alle Gewerkschaften in Europa ha-
ben Jugendstrukturen, und noch weniger för-
dern diese auch. Das spiegelt sich auch beim
EGB wider. Der Jugendvorstand besteht aus
sieben Mitgliedern, die die verschiedenen
Ländergruppen vertreten – immerhin ist ge-
rade noch ein Mitglied für die Region Ost hin-
zu gekommen. Die Mitglieder nehmen an den
Fachausschusssitzungen des EGB teil, um ju-

gendrelevante Fragen in Erinnerung zu hal-
ten. Pathetisch gesagt, sind wir das jugend-
politische Gewissen der Fachausschüsse.

Außerdem vertreten wir die europäi-
sche Gewerkschaftsjugend nach außen –
zum Beispiel im Europäischen Jugendforum.
Da wir so gut wie kein eigenes Budget ha-
ben, erschöpft sich der Rest in einer Hand-
voll weiterer Veranstaltungen.

Die Gewerkschaften müssen sich ent-
scheiden, ob sie die Jugend auf europäischer
Ebene nur als Anhang einer Gewerkschafts-
lobby zulassen – oder ob sie eine Organisa-
tion wollen, die eine neue europäische Ge-
werkschaftsidentität entwickeln könnte, die
andere Antworten auf Standortkonkurrenz
und Sozialabbau hat. Soziale Sicherung lässt
sich nur über Ländergrenzen hinweg erstrei-
ten. EGB-Jugend, das sind
wir alle. ∏

Domenico Perroni

Der Autor ist stellvertretender Vor-
sitzender des EGB-Jugendvorstands.

EGB-Jugend – das sind wir alle
Jugendliche sind in den europäischen Gewerkschaften höchst unterschiedlich eingebunden. 
Beim Dachverband in Brüssel gelten ihre Vertreter als das »jugendpolitische Gewissen der Ausschüsse«.

A

Es begann im Herbst 2002 mit einem ersten
Treffen im Haus der Gewerkschaftsjugend in
Oberursel, zu dem junge Mitarbeiter und
Auszubildende von Airbus zusammen ka-
men, um die Sozialpolitik in der Europäi-
schen Union zu diskutieren und die Art der
Interessenvertretung von Arbeitnehmern in
Frankreich und Deutschland und besonders
des EBR zu vergleichen sowie die Möglich-
keit für Azubis und junge Mitarbeiter auszu-
loten, ihr Mitspracherecht in den multina-
tionalen Unternehmen zu stärken. Aus dem
Kontakt wurde Zusammenarbeit und
schließlich ein Best-Practise-Modell: Die
Mitsprache sollte es nicht nur auf dem Pa-
pier geben. Ziel ist eine Betriebsvereinba-
rung, in der jugendspezifische Rechte be-
rücksichtigt werden sollen. Bisher hat der
Airbus-EBR die Idee unterstützt. Der Erfolg
ist also wahrscheinlich. 

Konkret soll das neue Gremium ähnlich
konstruiert sein und arbeiten wie eine deut-
sche JAV – nur dass es nicht nur überregio-
nal, sondern auch übernational arbeitet.
»Die Aufgabe müsste sein, dafür Sorge zu
tragen, dass die Ausbildung innerhalb des
Unternehmens an allen Standorten ver-
gleichbar gestaltet ist«, erklärt Andreas
Schmidt, der seit September 2000 im Ham-
burger Airbus-Werk zum Fluggerätemecha-
niker ausgebildet wird und Mitglied der dor-
tigen JAV ist. Und dass die Ausbildung ins-

gesamt verbessert werde. Zudem müsse die
gemeinsame Einrichtung die Informations-
und Mitspracherechte haben, die sie
bräuchte, um die Umsetzung von Beschlüs-
sen zu überwachen. »Außerdem könnten
wir länderübergreifende Forderungen ge-
genüber dem Management besser durch-
setzen.« 

Nach den bisherigen Plänen soll das eu-
ropäische Jugendgremium aus Repräsentan-
ten aller Standorte bestehen, die eine Ju-
gendvertretung haben. Das wären zumindest
alle deutschen Werke, in Spanien dagegen
wird beispielsweise gar nicht ausgebildet. Ein
zentrales Büro ist nicht vorgesehen. Schließ-
lich gibt es inzwischen ge-
nug technische Möglichkei-
ten, mit denen die verschie-
denen gewählten Mitglie-
der von jedem beliebigen
Ort telefonisch oder elek-
tronisch miteinander kom-
munizieren könnten. Die
gemeinsame Sprache soll
Englisch sein. Die nationa-
len JAVen würden natürlich
bestehen bleiben, so
Schmidt. »Es gibt doch im-
mer regionale Probleme.«

Dass die Umsetzung
nicht einfach wird, ist klar.

Allein die Zusammenarbeit in den verschie-
denen deutschen Werken im Rahmen einer
gemeinsamen JAV ist kompliziert genug –
und das schon ohne Sprachbarrieren. Der-
zeit konzentriert sich die Arbeit darauf, die
Ausbildung zu harmonisieren, zu verbes-
sern – und die JAV-Arbeit mit den berufli-
chen Anforderungen vereinbar zu machen.
Hier brauche man vielleicht doch Freistel-
lungen für ausgelernte JAVis, damit man
sich auch auf andere Probleme konzentrie-
ren könne, so Schmidt. Dann könne man
sich beispielsweise auch um die Frage küm-
mern, wie man Mitsprachemöglichkeiten
beim EBR erwirkt. ∏

Enno Bolten
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projekte    

Früher ging Jugend und Europa
bloß per Interrail. Heute kann
man sich vor EU-Aktion kaum
retten. Zumindest bei der
DGB-Jugend. Beispiele jugend-
gewerkschaftlicher Arbeit und
Freizeit – für, in und wegen
Europa 

IG BCE
Die IG BCE Jugend kümmert sich schwer-
punktmäßig um die Entwicklung des Euro-
pean Chemical Club (ECC). Stefan Solt-
mann, Jugendsekretär der IG BCE: »Ziel ist,
dass wir in den nächsten Jahren der erste ju-
gendpolitische Gewerkschaftszusammen-
hang auf europäischer Ebene sein werden,
der tatsächlich kontinuierlich an Inhalten
und Projekten arbeitet und über selbststän-
dige Strukturen verfügt.« Seit drei Jahren
feilt man daran, dieses Jahr fand die dritte
Konferenz statt. Österreich, Deutschland,
Ungarn, Polen und die Slowakei, Slowenien,
Litauen sowie England machen mit. 

Soltmann: »Nachdem es zuerst notwen-
dig war, Grundinformationen über die je-
weiligen Organisationen auszutauschen,
können inzwischen zunehmend inhaltliche
Aspekte angesprochen und weiter ent-
wickelt werden.« So seien die inhaltlichen
Schwerpunkte auf der diesjährigen Konfe-
renz die Themen »Jugendarbeitslosigkeit in
Europa und nationale Konzepte zu ihrer
Bekämpfung« sowie Qualifizierung und
Ausbildung gewesen.
www.future-igbce.de

IG BAU
Die IG BAU-Jugend hat ein Mega-Pro-
gramm. Jugendbildungsreferentin Berit
Schröder beschreibt die Ziele der Europaar-
beit grundsätzlich mit »über den Tellerrand
schauen«. Konkret geht es beispielsweise
darum, eventuelle Bedenken von jungen
Gewerkschaftern bei der EU-Osterweite-
rung zu entkräften. 

Weil die Europäisierung besonders für
die Baubranche relvant ist, steht denn auch
die gesamte Jugendarbeit 2004 unter dem
Europa-Motto. Schröder: »Ziel ist es, eu-
ropäische Länder kennenzulernen, kritisch
über fehlende Sozialstandards auf EU-Ebene
zu diskutieren und die Perspektiven europäi-
scher Gewerkschaftspolitik zu behandeln.« 

Das soll unter anderem auf dem Bun-
desjugendtreffen Pfingsten 2004 passieren.
Es gibt einen »internationalen Austausch
mit europäischen Delegationen« sowie eine
Tour d’Europe – das heißt, einen gemeinsa-

men Bus-Trip von Gewerkschaftern aus sie-
ben Ländern – quer durch Europa. Außer-
dem findet das Fünf-Länder-Treffen mit De-
legationen der Bau-Gewerkschaften aus
Dänemark, Niederlanden, Deutschland,
Schweiz und Österreich dieses Jahr in
Deutschland statt. 

Zusätzlich zu den großen Events bietet
die IG BAU-Jugend regelmäßig Fahrten
nach Polen an. Im Zentrum steht der Besuch
des ehemaligen
Vernichtungsla-
gers Auschwitz.
»In Krakau neh-
men wir aber auch Kontakt mit polnischen
Jugendlichen auf«, so Schröder. Die Fahrten
finden im Rahmen des Xenos-Projektes
»Bau-Auf-Mich« statt. 

Ein ähnliches Angebot gibt es einmal im
Jahr für Weißrussland, wo Jugendliche kon-
krete Aufbauhilfe in einem Kinderheim leis-
ten können. 
www.igbau.de

IG Metall
Im Vordergrund der Europaarbeit des Bun-
desvorstandes der IG Metall-Jugend steht
das alljährliche Fünf-Länder-Seminar, das in
diesem Jahr ebenfalls in Deutschland statt
findet. Wo und wie, stand bei Redaktions-
schluss noch nicht fest. Es wird wie in jedem
Jahr eine Woche lang diskutiert werden, und
zwar über das System der beruflichen Bil-
dung, die Struktur der gewerkschaftlichen
und betrieblichen Interessensvertretung
sowie die politischen Systeme der beteilig-
ten Länder. Hauptthema ist aber: Jugendar-
beitslosigkeit und Mitgliederentwicklung
der Gewerkschaften. Das Seminar wird von

den Jugendverbänden der Metallgewerk-
schaften aus Österreich, Ungarn, Luxem-
burg, Schweiz und Deutschland getragen. 
www.jugend.igmetall.de

TRANSNET
Die TRANSNET-Jugend hat laut Jugendse-
kretär Gunter Ebertz folgendes auf dem Plan:
»2004 wollen wir bei der europäischen Ar-
beit vor allem die Kontinuität steigern. Darü-

ber hinaus soll
der Grundstein
für eigene Ju-
gendstrukturen

innerhalb der Europäischen Transportarbei-
ter Föderation (ETF) gelegt werden.« Hinter-
grund sei, dass die bereits erfolgten und die
geplanten Liberalisierungsmaßnahmen im
Verkehrssektor »geradezu eine Intensivie-
rung der Zusammenarbeit erzwingen«. 

Wie im Jahr 2003 wird die Transnet-Ju-
gend insgesamt drei Internationale Jugend-
seminare in ihrer Bildungsstätte in Eze sur
mer an der südfranzösischen Mittelmeer-
küste durchführen. 
www.transnet-jugend.org

DGB Bayern
Der DGB-Bezirk Bayern veranstaltet Drei-
Länder-Seminare mit den Nachbarn im Sü-
den, den Österreichern und den Südtirole-
rn. Im Mittelpunkt stehen dabei Themen
wie Rechtsextremismus in den einzelnen
Ländern oder die unterschiedlichen Ent-
wicklungen bei der Beruflichen Bildung. 

Aus dem Thema ungleiche Ausbil-
dungssysteme habe sich, so Landesjugend-
sekretär Thomas Rudner, eine Kooperation
mit der Österreichischen Gewerkschaftsju-

Europa bundesweit

Europa macht Spaß – und müde
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Es geht ums Kennenlernen, um gemeinsames
Diskutieren und um neue Perspektiven.
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projekte

gend (ÖGJ) Oberösterreich, Salzburg und
Tirol entwickelt, in die auch die Junge NGG
bzw. die Gewerkschaft Hotel, Gastgewerbe
(HGPD) Salzburg einbezogen sind. Schwer-
punkt sind die Arbeits- und Ausbildungsbe-
dingungen im Gastronomiebereich. 

Darüber hinaus ist die DGB-Jugend in
Bayern laut Thomas Rudner dabei, Bezie-
hungen zur Gewerk-
schaftsjugend in
Tschechien aufzu-
bauen. Dies gestalte
sich »etwas schwie-
riger«, weil die dortigen Strukturen – sofern
es sie überhaupt gibt – nicht mit den hiesi-
gen kompatibel seien. 
www.dgb-jugend-bayern.de

DGB-Jugend West
Die DGB-Jugend West hat insgesamt drei
Projekte am Start. Die Installierung von ge-
meinsamen Jugendvertretungsstrukturen
in transnationalen Konzernen, das interna-
tionale Jugendcamp und das Projekt »Wor-
kers beer company«. Das Jugendcamp fin-
det in diesem Jahr zum dritten Mal statt. Ge-
werkschafter aus Spanien, Frankreich, Bel-
gien, Luxemburg, Schweden, Italien, Groß-
britannien waren bisher immer dabei.
Außerdem noch mindestens Vertreter zehn
weiterer Nationen, die in Deutschland leben
und arbeiten.

Dieses Jahr vom 10. bis 13. Juni ist auf der
Loreley auch die DGB-Jugend Hessen dabei,
und ver.di will hier das Bundesjugendtreffen
abhalten. Das Ganze trägt den Namen
»Sommerspektakel« und soll 2.000 Besu-
cherInnen auch aus Frankreich, Spanien,
Ungarn, Tschechien, Schweden, Großbri-
tannien, Luxemburg, Belgien, Italien,
Schweiz und Österreich anziehen. 

Drittes Projekt der DGB-Jugend West ist
die enge Zusammenarbeit mit englischen
KollegInnen. »Gemeinsam haben wir – in-
itialisiert durch einen Jugendaustausch des
Hauses der Gewerkschaftsjugend – ein
deutsch-englisches Projekt auf den Weg ge-
bracht: die »Workers beer company«, so der
Landesjugendsekretär von Rheinland-Pfalz
Michael Holdinghausen. Die Company sehe
ihre Aufgabe in der Aus- und Mitgestaltung
von nationalen wie internationalen Festi-
vals, kulturellen Veranstaltungen und ande-
ren multikulturellen Festivitäten. »Wie auch
das britische Pendant versteht sich die Wor-
kers beer company in der Bundesrepublik
als eine GmbH mit sozialem und gesell-
schaftspolitischem Anspruch.« 
www.dgb-jugend-rlp.de; www.workersbeercompany.de

DGB Berlin-Brandenburg
Der DGB-Bezirk Berlin-Brandenburg ist eu-
ropamäßig unter anderem an Berufsschulen
tätig. Einer der sieben Projekttage, die der

Bezirk Berufsschulen anbietet, heißt »Euro-
pe unlimited. Ein Projekttag zum Europa
der Zukunft – und was das mit Dir zu tun
hat«. Der Projekttag fand vergangenes Jahr
an 21 Berufsschulen (Ost und West) statt.
Ziel der sechsstündigen Aktion ist laut Pro-
jekt-Mitarbeiterin Susann Rüthrich, »das
Bewusstsein für ein offenes und solidari-

sches Europa zu stär-
ken«. Dabei sei es
wichtig gewesen,
klar zu machen, dass
neben Frankreich

und Spanien auch Polen und Bulgarien zu
Europa gehören. »Für die Situation dort
wollen wir sensibilisieren – die Menschen
sind in ihren Wünschen und Hoffen da näm-
lich gar nicht so anders als die Berufsschüler
hier.« Ein Problem sei aber, dass sie in vielen
Köpfen »zum Sündenbock für eine als
schlecht empfundene Situation hierzulan-
de« gemacht würden. 
www.berlin-brandenburg.dgb.de/jugend

DGB Nordrhein-Westfalen
Was veranstaltet Nordrhein-Westfalen?
Laut René Koroliuk, Pädagogischer Leiter
des DGB-Bildungszentrum Hattingen, eine
große europäische Sommerakademie
»zwecks Ausbau von Kontakten und zwecks
Abbau von Fehleinschätzungen«. Acht Tage
im August diskutieren im DGB-Jugendbil-
dungszentrum Hattingen hiesige Gewerk-
schafter mit Vertretern der britischen Dach-
gewerkschaft GMB und der lettischen Ge-
sundheitsgewerkschaft LVSADA, mit den
französischen Jusos MJS France, mit Stu-
denten aus Ungarn und dieses Jahr zum er-
sten Mal auch mit Teilnehmern aus Polen
und Rumänien. Das Thema wird sehr wahr-
scheinlich Diskriminierung lauten, die Dis-
kussionen sollen sich insbesondere um die
Benachteiligung von Jugendlichen auf dem
Arbeitsmarkt drehen. 
www.dgb-jugend-nrw.de

DGB Hessen
Der DGB-Bezirk Hessen meldet das Projekt
»Netzwerk für eine europäische Jugendbe-
teiligungsoffensive«. Anlass ist der Trend bei
jungen Leuten, sich auf internationaler Ebe-
ne politisch aktiv einzumischen. Idee: Das
Netzwerk soll sich um die Vernetzung von
ehrenamtlichen aktiven und vor allem jungen
Menschen auf europäischer Ebene kümmern
und ihnen, so das Skript, »Handlungswissen
und Qualifikationen zu den verschiedenen
Aspekten der Organisation und Durch-
führung von Veranstaltungen zur Partizipati-
on von Jugendlichen am europäischen Inte-
grationsprozess« vermitteln. Dazu muss sich
das Netzwerk natürlich erst einmal finden.
Als Kerngruppe anvisiert sind bislang die
Friedensschule Monte Sole und das Institut

Die Formen sind vielfältig und reichen
von Delegationen über Netzwerke 

bis zu gemeinsamen Strukturen.

Detektivischer
Spürsinn gefragt
Der Turmbau zu Babel muss dagegen ein Kin-
derspiel gewesen sein: 25 Mitgliedsstaaten der
EU bedeuten auch eine erkleckliche Anzahl
von Sprachen. Schon die jetzigen elf Amts-
sprachen der 15 alten Mitgliedsstaaten haben
zu genug Verwirrung geführt. Erst im Laufe der
Jahre setzten sich alle Amts- auch als Arbeits-
sprachen durch. Und erst seit nach den großen
Sprachenstreits von 1999 und 2001 ist klar, dass
nur auf informellen Ministertreffen mit den
drei großen Sprachen Englisch, Französisch
und Deutsch ausgekommen werden muss.

Das Europaparlament beschäftigt des-
halb 500 feste und 500 freie Dolmetscher, bei
jeder Sitzung kommen bis zu 30 von ihnen
zum Einsatz. In neun Kabinen sitzen dann
drei Simultandolmetscher, die je drei Spra-
chen sprechen – und dabei auch das juristi-
sche und fachliche Kauderwelsch der im Par-
lament behandelten Themen verstehen. »Wir
durchschlagen taktische Knoten und folgen
verschlungenen Argumentationslabyrinthen«,
sagt ein deutscher Übersetzer. Dabei müsse
man nicht nur die verbale Sprache zu deuten
wissen, sondern auch Mimik und Körperhal-
tung, um eventuelle Ironie herauszufilten.
Das Spannendste aber sind Reihenüberset-
zungen: Weil nicht jeder Dolmetscher jede
Sprache spricht, sind auch die Genies auf die
Hilfe der Kollegen angewiesen. So landet der
griechische Antrag schon mal auf dem Weg
übers Bulgarische und Französische endlich
auf Deutsch im richtigen Ohr. Hoffentlich
nicht nach dem Prinzip Stille Post. ∏

s p l i t t e r

Istoreco (Emilia Romagna, Italien), die Bil-
dungsstätte Mikuszewo und das Forum Kul-
tur Poznan, die DGB-Jugendbildungsstätte
Fulda und die DGB Jugend Hessen. 
www.hessen.dgb.de/jugend

DGB-Jugend Baden-Württemberg
Die DGB-Jugend Baden-Württemberg hat
seit zehn Jahren Kontakt zur Gewerkschafts-
jugend in Katalonien. Landesjugendsekretär
Dimitrios Galagas: »Jedes Jahr haben wir De-
legationen auf unserem DGB-Jugendcamp
in Markelfingen zu Gast, es finden regel-
mäßig Jugendbegegnungen und Fachkräfte-
Austausch-Maßnahmen statt.« Darüber hin-
aus bestünden Kontakte zu italienischen,
rumänischen, schweizerischen, slowaki-
schen, tschechischen, österreichischen, lu-
xemburgischen, brtitischen, französischen
und belgischen Jugendlichen. Auch diese sei-
en regelmäßig in Markelfingen zu Besuch. In
diesem Jahr finden die internationalen
Camps vom 7. bis 20. August und vom 21. Au-
gust bis 3. September 2004 statt. ∏
www.dgb-bw.de/jugend

Enno Bolten



Wehret den Anfängen: EU-Erweiterung, offene Grenzen, mehr
Migration: Das birgt auch immer die Gefahr rechtsradikaler Ab-

wehrtendenzen in sich. Wer sich mit dem Thema beschäftigen möchte,
ist bei den Mobilen Beratungsteams richtig. Sie bieten Hilfe zur Selbst-
hilfe gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit.
Die Teams gibt es in verschiedenen Bundesländern. Brandenburg: www.mobiles-
beratungsteam.de, Sachsen: www.kulturbuero-sachsen.de, Thüringen:
www.mobit.org/mobit.php

Mehr lernen über Europa
Das Haus der Gewerk-

schaftsjugend in Oberursel setzt
in seinem Bildungsprogramm in
diesem Jahr einen Schwerpunkt
auf Seminare und Bildungsfahrten
zum Thema Europa. So gibts vom
21. bis 25. April 2004 ein Seminar
»Europe meets Hessen«. Im Juni
(6. bis 11.) heißt es dann »Europe,
here we go…«. Im Herbst kann
man »Europa kennen lernen«
(26. September bis 1. Oktober). 
Kontakt: www.hdgj.de bzw. info@hdgj.de
oder 06171 / 59 03-0

+

Herbstakademie Globali-
sierung von DGB-Jugend

und Attac: Die Herbstakademie
2004 findet vom 29. September
bis zum 3. Oktober 2004 in der
DGB-Jugendbildungsstätte
Flecken Zechlin statt. Thema: Eu-
ropa. Neben Vorträgen wird es
folgende Workshops geben:
∂ Soziales Europa
∂ Politik der Privatisierung
∂ Gleichheit, Gerechtigkeit, 
demokratische Teilhabe
∂ Neue Arbeitsformen
∂ Militärmacht Europa.
Weitere Informationen zur Herbst-
akademie gibt’s auf der Website
www.dgb-jugend.de/herbstakademie

+

+

Ein besseres Europa
Wer sich weitergehend mit

der EU-Verfassung, Alternativen
in der europäischen Wirtschafts-
und Beschäftigungspolitik und
Fragen von Demokratie beschäf-
tigen will, sei auf die »Euromemo-
randen« verwiesen. Diese werden
alljährlich von einer Gruppe kriti-
scher Wissenschaftler verschie-
dener Fachrichtungen gemein-
sam erarbeitet und stellen eine
Art alternativer Politikanalyse
und -beratung dar. Ende 2003 er-
schien das 6. Memorandum in
acht verschiedenen Sprachen un-
ter dem Titel »Vollbeschäftigung,
Wohlfahrt und ein starker öffent-
licher Sektor: Demokratische
Herausforderungen in einer er-
weiterten Union«.
Kontakt: www.memo.uni-bremen.de/eu-
rope/euromemo/indexmem.htm; Huff-
schmid@ewig.uni-bremen.de

Open-Space »Europa von unten« Am Wochenende vor der Euro-
pawahl und einen Monat nach dem Vollzug der EU-Osterweiterung

veranstaltet die EU-AG von Attac im Berliner Umweltforum eine Open-
Space-Konferenz. Ziel ist eine Vernetzung und Koordinierung verschiede-
ner Verbände und Gruppierungen, die zum Thema arbeiten. Die Fragen:
Was sind gemeinsame Ziele, was könnten gemeinsame Wege und Aktio-
nen sein, wie bekommt man eine breite öffentliche Diskussion über euro-
papolitische Fragen hin? Die Finanzierung muss von den beteiligten Or-
ganisationen aufgebracht werden. Es ist Raum für bis zu 250 Teilnehmer. 
Das konkrete Datum für die Open-Space-Konferenz »Europa von unten« ist der 4. bis
6. Juni 2004. Im September soll es ein halbtägiges Nachtreffen zur Evaluierung geben.
Kontakt: Stephan Lindner (attac EU-AG): stlindner@ipn.de Tel.: 030 / 27 59 68 87

+

Kampagne des Europäischen Gewerkschaftsbundes: »Unser Eu-
ropa – Europa, das sind wir!« Mit der Kampagne ruft der EGB die

Gewerkschaften in Europa dazu auf, ihre Mitglieder über die Wahlen
zum Europäischen Parlament am 13. Juni 2004 zu informieren. Auf der
zentralen Website www.oureurope.org kann man sich ab April die Mate-
rialien und Aktivitäten der nationalen Gewerkschaften anschauen. Auch
die DGB-Jugend beteiligt sich an der Kampagne: Ab Mitte April wird es
Flyer mit Informationen rund um die EP-Wahl geben. Außerdem wird ei-
ne Präsentation (inkl. Hintergrundtext) erstellt, die von Aktiven der
deutschen Gewerkschaftsjugend für ihre Arbeit genutzt werden kann. 
Näheres dazu ab Mitte April auf der Website www.dgb-jugend.de

+

+
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